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1. Örtliche Verhältnisse

1.1 Bestand 

- 5 -

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Lörick und ist circa 1,9 Hektar (ha) groß. 

Die Plangebietsgrenze verläuft in seinem nördlichen Abschnitt entlang des 

Niederkasseler Lohwegs, im Süden entlang der Hansaallee sowie im Osten 

entlang der Amboßstraße. Die nordöstliche Grenze wird von den Flur­

stücksgrenzen der angrenzenden Wohnbebauung an der Sportstraße ge­

bildet. 

Innerhalb des Plangebiets findet sich ein überwiegend zwei- bis dreige­

schossiger Wohnungsbau aus den 40er, 60er und 70er Jahren mit insge­

samt 105 Wohneinheiten (WE). Im Innenbereich des Baublocks, an der 

nordöstlichen Plangebietsgrenze, liegt eine öffentliche Grünfläche mit ei­

nem Kinderspielplatz. Entlang der Hansaallee ist die Bebauung im östlichen 

Abschnitt in Zeilenbauweise, im westlichen Abschnitt straßenbegleitend 

angeordnet. Entlang des Niederkasseler Lohwegs ist die Bebauung stra­

ßenbegleitend angeordnet. 

1.2 Umgebung 

Unmittelbar nordöstlich an das Plangebiet angrenzend finden sich die 

Grundstücke der Wohnbebauung an der Sportstraße. Allgemein sind die 

umliegenden Wohngebiete durch eine heterogene bauliche Struktur in 

überwiegend offener Bauweise gekennzeichnet. Die Mehrzahl der im un­

mittelbaren Umfeld liegenden Häuser umfasst drei bis vier Geschosse, die 

überwiegend mit Satteldächern gestaltet sind. Im Verlauf des Niederkasse­

ler Lohwegs findet sich jedoch auch dreigeschossiger Wohnungsbau mit 

Flachdach. 

Charakteristisch für das Umfeld des Plangebiets sind der Amboßplatz im 

Osten und der Philippus-Platz mit der Philippus-Kirche westlich des Plange­

biets. Östlich liegt der südliche Abschnitt des Bürostandorts Seestern. 

Südöstlich des Planungsraumes findet sich �er Büro- und Wohnstandort 

Prinzenpark, südlich die Wohnbebauung der Heinrich-Heine-Gärten sowie 

die gewerblichen Nutzungen im Bereich des Heerdter Lohwegs. 
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Das Plangebiet wird vorwiegend über die Hansaallee und den Niederkasse­

ler Lohweg, in Teilen auch über die Amboßstraße, erschlossen. Die Han­

saallee ist eine stark befahrene, innerstädtische Verkehrsachse. In der Mit­

te der Straße verlaufen auf einer separaten Trasse die Gleisanlagen der 

Stadtbahn. Über die Hansaallee sind Verbindungen nach Nordwesten 

(Richtung Meerbusch) und nach Südosten über die Luegallee in Richtung 

der linksrheinischen Stadtteile Oberkassel und Niederkassel sowie der In­

nenstadt gegeben. 

An den öffentlichen Personennahverkehr ist das Plangebiet über die Halte­

stelle Lohweg an die Stadtbahnlinien U 74 (Richtung Benrath Bahnhof und 

Meerbusch - Görgesheide) und U 76 (Richtung Düsseldorf Hauptbahnhof 

und Krefeld Hauptbahnhof) gut angebunden. Daneben ist die Haltestelle 

Prinzenallee fußläufig schnell erreichbar, die einen Anschluss an die Stadt­

bahnlinie U 77 (Richtung Holthausen und Am Seestern) bietet. Eine Anbin­

dung an das Busnetz erfolgt über die Haltestelle Lohweg mit den Buslinien 

805 (Handweiser - Lierenfelder Bahnhof), 828 (Belsenplatz - Stadthalle 

Neuss) und 863 (Neusserfurth, Neuss - Nordfriedhof). 

2. Gegenwärtiges Planungsrecht

2.1 Übergeordnete Planung 

Im Regionalplan Düsseldorf (RPD) der am 13.04.2018 im Gesetz- und Ver­

ordnungsblatt des Landes NRW bekannt gemacht und damit gemäß Para­

graf 11 Absatz 1 Raumordnungsgesetz (ROG) wirksam wurde, ist der 

Planbereich als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) dargestellt. Darüber 

hinaus wird das Gebiet von der Signatur für Grundwasser- und Gewässer­

schutz überlagert. Die vorliegende Planung ist somit mit den Zielen der 

Regionalplanung vereinbar. Der Flächennutzungsplan stellt für den Planbe­

reich Wohnbauflächen dar. Ergänzend findet sich die Signatur „Spielplatz". 

Der Bebauungsplan kann somit aus der Darstellung des Flächennutzungs­

planes entwickelt werden. 
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Für das Plangebiet gilt derzeit der Bebauungsplan Nummer 5178/36 aus 

dem Jahr 1971. Dieser wird vom Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

Nummer 04/007 - Hansaallee / Niederkasseler Lohweg - in Teilen überla­

gert. Der Bebauungsplan Nummer 5178/36 setzt für das Plangebiet im Be­

reich der Hansaallee allgemeine Wohngebiete und eine offene Bauweise 

fest. Nordöstlich dieser Baugebiete befindet sich eine öffentliche Grünflä­

che mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz. Im Bereich des Niederkas­

seler Lohwegs befindet sich ein weiteres allgemeines Wohngebiet, eben­

falls in offener Bauweise. Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) beträgt 

im Plangebiet einheitlich 0,4, die Geschossflächenzahlen (GFZ) liegen im 

Bereich der Hansaallee bei 0,8 und 1,0, im Bereich des Niederkasseler 

Lohwegs bei 0,8. Die Zahl der Vollgeschosse ist im Bereich der Hansaallee 

mit zwei (II) und drei (III) Geschossen festgesetzt, im Bereich des Nieder­

kasseler Lohwegs sind drei (III) Geschosse zwingend vorgegeben. 

2.3 Handlungskonzept Wohnen (HKW) 

Der Rat der Stadt Düsseldorf hat am 06.06.2013 das Handlungskonzept 

für den Wohnungsmarkt „ZUKUNFT WOHNEN.DÜSSELDORP' (HKW) be­

schlossen. Das Handlungskonzept für den Wohnungsmarkt konkretisiert 

die Grundsätze des integrierten Stadtentwicklungskonzeptes „Düssel-

dorf 2020+ - Wachstum fördern, Zukunft gestalten" (STEK) und legt darauf 

aufbauend konkrete Maßnahmen fest. 

Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplanes wird Baurecht für neuen 

Wohnungsbau geschaffen. Für die vorliegende Planung findet das Hand­

lungskonzept in seiner aktuellen Fassung vom 28.04.2016 Anwendung. Für 

die Grundstücke des Investors (Flurstück 10, 11, 12, 206, 220 und 349 

der Flur 29, Gemarkung Heerdt) ist einvernehmlich die Zielsetzung verein­

bart worden, 20 Prozent der geplanten Wohneinheiten im öffentlich geför­

derten Mietwohnungsbau und 20 Prozent der geplanten Wohneinheiten im 

preisgedämpften Wohnungsbau zu realisieren. Die verbleibenden Wohn:.. 

einheiten auf den Grundstücken des Investors können frei finanziert er­

richtet werden. 
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Für die im Plangebiet liegenden städtischen Grundstücke (Flurstück 5, 6, 

7, 8, 13 und 277 der Flur 29, Gemarkung Heerdt) und das in privatem Be­

sitz befindliche Grundstück (Flurstück 9 der Flur 29, Gemarkung Heerdt) 

soll eine bauliche Entwicklungsmöglichkeit angeboten werden. Bei einer 

zukünftigen baulichen Entwicklung findet das HKW entsprechend der städ­

tischen Regelung auch hier Anwendung. 

2.4 Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens 

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens Düssel­

dorf International. Bauvorhaben innerhalb des Plangebiets unterliegen den 

sich aus Paragraf 12 Luftverkehrsgesetz ergebenden Beschränkungen. 

2.5 Luftreinhalteplan 2013 (Bezirksregierung Düsseldorf) 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des erweiterten Luftreinhaltegebie­

tes und innerhalb einer ausgewiesenen Umweltzone. 

3. Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bebauungspla­

nes

3.1 Planungsanlass und Ziel 

In den linksrheinischen Stadtteilen der Landeshauptstadt Düsseldorf be­

steht eine große Nachfrage nach Wohnraum. Es ist daher ein Ziel der 

Stadt, Baulandpotentiale für die Entwicklung von Wohnnutzungen zu mobi­

lisieren (siehe Stadtentwicklungskonzept Düsseldorf 2020+). Diese Bau­

landpotentiale in verträglichem Maße zu verdichten steht im Einklang mit 

der Zielsetzung des aktuellen Baugesetzbuches. Damit wird dem ökologi­

schen und ökonomischen Erfordernis einer städtebaulichen Innenentwick­

lung der Vorrang vor einer aufwendigen Außenentwicklung gegeben. 

Mit der geplanten Wohnbebauung kann dieser Zielsetzung im Geltungsbe­

reich des Bebauungsplanes in geeigneter Weise Rechnung getragen wer­

den. Die angestrebte bauliche Entwicklung entspricht modernen städte­

baulichen Grundsätzen, die unter anderem das Ziel verfolgen, eine Boden­

versiegelung im Außenbereich soweit wie möglich zu vermeiden. 
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Innerhalb des Plangebiets befindet sich derzeit eine zwei- bis dreigeschos­

sige Wohnbebauung. Deren Bausubstanz kann teilweise wirtschaftlich nicht 

auf heutige Anforderungen, insbesondere im Hinblick auf energetische 

Standards, gebracht werden. Die im Bereich der Hansaallee in Teilen vor­

handene Gebäudeanordnung schützt die rückwärtigen Freiflächen nur ein­

geschränkt vor Lärmimmissionen. 

Entsprechend den Vorgaben des bisherigen Planungsrechts _sind die vor­

handenen Grundstücksflächen nur zu einem geringen Teil überbaut, so 

dass auch das allgemein zulässige Ma_ß der baulichen Nutzung derzeit nicht 

ausgeschöpft wird. Die vorhandene bauliche Dichte entspricht nicht der 

Lagegunst des Plangebiets und stellt insoweit keine optimale Nutzung der 

zur Verfügung stehenden Flächen dar. Die planungsrechtlichen Grundlagen 

für ein effizienteres Maß der baulichen Nutzung im Sinne des Paragraf 1 a 

Absatz 2 BauGB sollen geschaffen werden .. 

Ziel der städtebaulichen Neuordnung ist es, eine angemessene Nachver­

dichtung des Gebietes sowie eine zeitgemäße Wohnqualität zu erreichen. 

So sollen die Voraussetzungen für die Entwicklung eines attraktiven, inner­

städtischen Wohnquartiers geschaffen werden. Mit der Neuaufstellung des 

Bebauungsplanes soll auch eine bessere Wohnumfeldqualität erreicht wer­

den. Der Verkehrslärm, der von der Hansaallee ausgeht, soll wirksamer als 

bisher abgeschirmt werden, so dass zur lärmabgewandten Seite ruhige 

Blockinnenbereiche geschaffen werden können. 

Ein weiteres Ziel der Planung ist die bessere Einbindung des Plangebiets in 

den Stadtteil, um neue, urbane Stadtraum- sowie Freiraumqualitäten zu 

entwickeln. 

Über das Bebauungsplanverfahren sollen die Voraussetzungen geschaffen 

werden, neuen Wohnraum für verschiedene Nutzergruppen realisieren zu 

körinen. Die Umstrukturierung und Nachverdichtung des Plangebiets soll in 

Bauabschnitten erfolgen, um den ansässigen Bewohnern Angebote zum 
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ortsnahen Umzug aus dem Bestand in die neuen Wohngebäude machen zu 

können. 

3.2 Städtebauliches Konzept 

Initiiert von dem Eigentümer mehrerer Flächen innerhalb des Plangebiets 

wurde, in Abstimmung mit dem Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt 

Düsseldorf, ein qualitätvolles, städtebauliches Konzept entwickelt. Um eine 

sinnvolle städtebauliche Lösung zu ermöglichen, wurde ein schmales städ­

tisches Flurstück, das der Zuwegung von der Hansaallee zur öffentlichen 

Grünfläche dient, ebenfalls mit einbezogen. Durch das Stadtplanungsamt 

wurde erkannt, dass, neben der baulichen Konzeption, die bauleitplaneri­

sche Berücksichtigung auch weiterer Flächen entlang der Hansaallee stadt­

räumlich erforderlich ist. Eine Einbeziehung der Flächen entlang der Han­

saallee ist sinnvoll in Bezug auf das zukünftige städtebauliche Erschei­

nungsbild des Straßenraums und die städtebauliche Wirkung des Quartiers 

nach innen und außen. 

In den Bebauungsplan wurden deshalb auch die städtischen Flächen an der 

Hansaallee (Hansaallee 270 - 278) sowie ein weiteres, privates Grundstück 

(Hansaallee 268) mit einbezogen. Auf den städtischen Flächen besteht öf­

fentlich geförderter Wohnungsbau. Die Gebäude auf dem privaten Grund­

stück umfassen Wohnungsbau und eine gewerbliche Nutzung und sind in 

Teilen bereits modernisiert worden. Für diese Flächen liegen derzeit keine 

Planungen vor. Der Bebauungsplan stellt für diese Bereiche daher eine An­

gebotsplanung dar. Eine konkrete bauliche Konzeption wird auf Grundlage 

des durch diesen Bebauungsplan definierten, planungsrechtlichen Rah­

mens zukünftig noch zu entwickeln sein. Für diese Bereiche können je­

doch, aufgrund der Hereinnahme in den Geltungsbereich dieses Bebau­

ungsplanes, bereits jetzt die Grundlagen für eine mittel- bis langfristig 

gleichwertige und städtebaulich stimmige Entwicklung geschaffen werden. 

Insgesamt bietet der angestrebte planerische Rahmen die Chance auf Rea­

lisierung von circa 230 Wohneinheiten, davon circa 150 Wohneinheiten auf 

den Flächen des Investors. Derzeit sind im Plangebiet insgesamt 105 

Wohneinheiten im Bestand vorhanden. 
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Die geplanten Gebäudekörper rücken überwiegend vom Straßenraum ab 

und bilden eine einheitliche und klar definierte Raumkante aus. Die Ausbil­

dung von L-förmigen Gebäudekörpern entlang der Hansaallee sowie dem 

Niederkasseler Lohweg sowie die Reduzierung der Gebäudezwischenräume 

minimiert die Schallausbreitung in den rückwärtigen Bereich. Es entsteht 

ein ruhiger Innenraum mit privaten Freiflächen. Die Sichtbeziehungen zu 

der öffentlichen Grünfläche bleiben an verschiedenen Stellen erhalten, von 

denen auch die gegenüberliegende, bereits bestehende Wohnbebauung 

profitieren soll. Die fußläufige Erschließung der öffentlichen Grünfläche von 

der Hansaallee wird durch eine (im Vergleich zur bestehenden Situation) 

geringfügig nach Osten verlagerten Wegeverbindung weiterhin sicherge­

stellt. 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über den Niederkasseler Lohweg und 

die Amboßstraße. Der ruhende Verkehr soll in Tiefgaragen untergebracht 

werden, die den jeweiligen Bauabschnitten zugeordnet sind. Dabei kommt 

es, insbesondere durch die vorgeschlagene Bebauung (mit L-förmigen 

Baukörpern) und die Anlage von Tiefgaragen, zu einer Überschreitung der 

Dichtewerte für allgemeine Wohngebiete nach Paragraf 17 BauNVO. Die 

Planung hält jedoch in Bezug auf die Bauhöhen und die Stellung der Ge­

bäude die Maßstäblichkeit des weiteren Umfeldes ein. 

3. 3 Planerfordernis 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist erforderlich, da das städtebauli­

che Konzept auf der Basis des bislang bestehenden Planungsrechts (des 

· Bebauungsplanes Nummer 5178/36) nicht umgesetzt werden kann. Hierzu

zählen insbesondere das Maß der baulichen Nutzung, die Gebäudestellung

sowie die Baukörperhöhe.

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan soll die Grundlage für die beabsich­

tigte städtebauliche Entwicklung geschaffen werden. 

3.4 Verfahren 

Da die vorliegende Planung die Wiedernutzbarmachung einer innerstädti­

schen Fläche zum Ziel hat, wird der Bebauungsplan im beschleunigten Ver-
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fahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach Paragraf 13 a BauGB 

geführt. Die erforderlichen planungsrechtlichen Anwendungsvoraussetzun­

gen des Paragraf 13 a BauGB liegen vor: 

- Die zulässige Grundfläche (im Sinne des Paragraf 19 Absatz 2 BauNVO)

innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wird, bei einer

Plangebietsgröße von circa 19.600 Quadratmeter, deutlich weniger als

20.000 Quadratmeter betragen und bleibt damit unter dem maßgebli­

chen Schwellenwert des Paragraf 13 a Absatz 1 Nummer 1 BauGB.

- Es werden zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Bebauungspläne im en­

gen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt,

deren Grundfläche mitzurechnen wäre.

- Mit dem vorliegenden Planungskonzept wird keine Zulässigkeit von Vor­

haben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltver­

träglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits­

prüfung (UVPG) oder nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits­

prüfung im Land Nordrhein-Westfalen (UVPG NW) unterliegen.

- Es gibt keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in Paragraf 1

Absatz 6 Nummer 7 b BauGB genannten Schutzgüter (Gebiete von ge­

meinschaftlicher Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete im

Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes).

- Bei der Planung entstehen keine Pflichten zur Vermeidung oder Begren­

zung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach Paragraf 50 Satz 1

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.

Somit können die Verfahrenserleichterungen des Paragraf 13 Absatz 2 und 

Absatz 3 Satz 1 BauGB, wie der Verzicht auf eine Umweltprüfung, einen 

Umweltbericht und eine zusammenfassende Erklärung, in Anspruch ge­

nommen werden. Auf eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wird 

nicht verzichtet, sie wurde am 22.10.2015 in Form einer Abendveranstal­

tung durchgeführt. Die relevanten Umweltbelange werden gemäß Para­

graf 1 Absatz 6 Nummer 7 BauGB in die Abwägung eingestellt. 
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4. Abwägung, Inhalt des Bebauungsplanes

4.1 Baulich-räumliche Struktur 

Entlang der Hansaallee wird eine Bebauung festgesetzt, die als Pendant 

zur gegenüberliegenden Bebauung (Heinrich-Heine-Gärten) gedacht ist 

und deren Höhe aufnimmt. Die Baukörper werden, der städtebaulichen 

Konzeption folgend, überwiegend einheitlich vom Straßenraum abgerückt. 

Dieses Abrücken trägt zur Ausbildung einer klar definierten Raumkante 

bei. Die Reduzierung der Gebäudezwischenräume minimiert die Schallaus­

breitung in den rückwärtigen Bereich. 

Der städtebaulichen Konzeption entsprechend, weist die Bebauung entlang 

der Hansaallee überwiegend sechs Geschosse auf, wobei das sechste 

Obergeschoss jeweils an der Straßenseite zurückspringt. Die Gebäudeteile, 

die in den Blockinnenbereich hineinragen, sollen mit maximal fünf Ge­

schossen ausgebildet werden. Dabei springt das fünfte Geschoss der L­

förmigen Baukörper an drei Seiten zurück, wodurch sich Flächen für Dach­

terrassen e.rgeben. Der südöstlichste Baukörper wird zur Hansaallee vier­

geschossig ausgebildet, an den übrigen Gebäudeseiten springt er ebenfalls 

jeweils um ein Geschoss zurück, so dass ein verträglicher Übergang zum 

baulichen Umfeld sichergestellt wird. 

Die Gebäude entlang des Niederkasseler Lohwegs erhalten ebenfalls eine 

L-Form und sind viergeschossig. Damit wird ein städtebaulich verträglicher

Übergang zur nördlich und östlich benachbarten, zwei- bis viergeschossi­

gen Bestandsbebauung sichergestellt. Die obersten Geschosse der Baukör­

per werden auch hier in Teilen zurückversetzt, um Dachterrassen zu er­

möglichen. Staffelgeschosse oder weitere Räume oberhalb der festgesetz­

ten, obersten Geschosse sind im Plangebiet nicht vorgesehen. 

4.2 Art der baulichen Nutzung 

Das Quartier soll als Wohnstandort erhalten bleiben. Die bereits bestehen­

de Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes wird übernommen. Der 

gemäß des Handlungskonzeptes ZUKUNFT WOHNEN.DÜSSELDORF (HKW) 

vorgesehene, soziale Wohnungsbau soll nach vorangegangener Prüfung 
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bereits im ersten Bauabschnitt in den beiden östlichsten Baufenstern des 

WA 2 realisiert werden. 

4.2.1 Allgemeines Wohngebiet (WA 1 - WA 2) 

Vorgesehen ist vorwiegend die Realisierung einer Wohnnutzung. Daher 

wird im Bebauungsplan ein allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß Para­

graf 4 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Wohngebäude, 

die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speise­

wirtschaften, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 

Zwecke sowie nicht störende Handwerksbetriebe sind zulässig. Mit dieser 

Regelung kann der Zielsetzung der Schaffung von Wohnraum entsprochen 

werden. Zugleich kann das Baugebiet auch für weitere Nutzungen, die das 

Wohnen nicht wesentlich stören und die eine sinnvolle Ergänzung darstel­

len, geöffnet werden. 

Da sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Betriebe des Beherbergungs­

gewerbes und Anlagen für Verwaltung nicht dem primären städtebaulichen 

Ziel entsprechen, sollen sie nur ausnahmsweise zulässig sein. Über die Re­

gelung der ausnahmsweisen Zulässigkeit kann sichergestellt werden, dass 

derartige Nutzungen das Baugebiet nicht übermäßig prägen und somit 

dem Ziel der Wohnraumentwicklung entgegenstehen. Sie sind dennoch 

ausnahmsweise zulässig, da sie hinsichtlich der Lagegunst durchaus sinn­

volle Nutzungen darstellen. Ausnahmsweise zulässige Nutzungen müssen 

hinsichtlich ihrer Größe, Struktur und ihres Emissionsverhaltens mit dem 

(Schutz-)Charakter des Wohngebietes vereinbar sein. 

Auf Grund der gewählten Verfahrensart, hier einem Bebauungsplan der In­

nenentwicklung gemäß Paragraf 13 a BauGB, sind nur solche Beherber­

gungsbetriebe ausnahmsweise zulässig, die weniger als 100 Betten bezie­

hungsweise weniger als 80 Gästezimmer aufweisen. Größere Beherber­

gungsbetriebe könnten andernfalls unter die UVP-Pflicht fallen (sie-

he Paragraf 13 a Absatz 1, Satz 4 BauGB). Darüber hinaus sind grundsätz­

lich solche ausnahmsweise zulässigen Nutzungen auszuschließen, die eine 

Vorprüfung (allgemein oder standortbezogen) nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) erforderlich machen oder generell 
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UVPG-pflichtig sind. Mit diesen Nutzungen könnten Auswirkungen verbun­

den sein, die der Einhaltung der Anwendungsvorschrilt im Sinne des Para­

graf 13 a Absatz 1 Satz 4 BauGB widersprechen. Unabhängig von den zu­

vor genannten Punkten, sind derartige große Betriebe hier nicht zulässig, 

da sie nicht der städtebaulichen Zielstellung entsprechen. Auch vor diesem 

Hintergrund werden sie als unzulässig festgesetzt. 

Anlagen für sportliche Zwecke, Gartenbaubetriebe sowie Tankstellen wer­

den als unzulässig festgesetzt. Die mit diesen Nutzungen verbundenen 

Emissionen und Verkehre widersprechen der gewünschten Qualität des 

hier geplanten, allgemeinen Wohngebietes. Zudem sind die üblicherweise 

mit diesen Nutzungen verbundenen baulichen Anlagen innerhalb der hier 

geplanten städtebaulichen Konfiguration kaum realisierbar. 

4.2.2 Öffentliche Grünfläche 

Die bestehende, öffentliche Grünfläche bleibt erhalten und wird auch wei­

terhin als Kinderspielplatz genutzt. Die planungsrechtlich bereits gesicherte 

Grünfläche (Zweckbestimmung Kinderspielplatz) wird dementsprechend im 

Bebauungsplan unverändert übernommen. 

4.3 Maß der baulichen Nutzung 

4.3.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

Das Plangebiet umfasst insgesamt eine Fläche von circa 19.600 Quadrat­

meter. Die Baugrundstücke ( ohne öffentliche Grünfläche) umfassen in der 

Summe eine Fläche von circa 15.800 Quadratmeter. Mit der vorliegenden 

Planung werden oberirdisch maximal 40 Prozent der Gesamtfläche der 

Baugrundstücke überbaut. Dies entspricht der festgesetzten Grundflächen­

zahl von 0,4. Die Obergrenze der BauNVO für die GRZ von allgemeinen 

Wohngebieten wird somit eingehalten. Auch das rechtlich zulässige Maß 

der zusätzlichen Versiegelung durch Nebenanlagen (von maximal 60 Pro­

zent der Gesamtfläche der Baugrundstücke im Sinne der BauNVO) soll 

nicht überschritten werden. Dies schafü die Voraussetzungen für die im 

Quartier angestrebte, hohe Durchgrünung. 
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Stellplätze werden entsprechend der städtebaulichen und freiraumplaneri­

schen Konzeption ausschließlich unterirdisch (in Tiefgaragen) vorgehalten, 

so dass oberirdische Flächen für Aufenthalt, Erholung und Begrünung zur 

Verfügung stehen können. Der Blockinnenbereich soll, zusammen mit den 

geplanten privaten Freibereichen, eine großzügige Grüngestaltung ermög­

lichen. 

Für Zu- und Abfahrten von Tiefgaragen sowie Nebenanlagen im Sinne des 

Paragraf 14 BauNVO einschließlich der an Gebäude angrenzenden Terras­

sen soll jedoch eine hinreichende Flexibilität bezüglich ihrer. Gestaltung und 

Größe möglich sein. Dies ist über die Regelungen des Paragraf 19 Absatz 4 

Satz 2 BauNVO bereits hinreichend gewährleistet. Die zulässige Grundflä­

che darf demnach bis zu 50 Prozent überschritten werden. Damit wird ins­

gesamt eine oberirdische Versiegelung von maximal 60 Prozent des Bau­

grundstücks zulässig. 

Die festgesetzte zulässige Grundfläche kann durch die Fläche von bauli­

chen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (zum Beispiel Tiefgaragen) 

gemäß Paragraf 19 Absatz 4 Satz 3 BauNVO bis zu einer Grundflächenzahl 

von maximal 0,8 überschritten werden. Mit dieser Regelung soll die Errich­

tung der unterirdischen Stellplätze für Kraltfahrzeuge, Fahrräder und er­

forderliche Nebenräume in Tiefgaragen ermöglicht werden. Die Regelung 

ist auch erforderlich, um die Zielsetzung, ausreichende oberirdische Flä­

chen für die Gestaltung von Freiflächen vorhalten zu können, zu sichern. 

4.3.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

Es ist die wesentliche Zielsetzung, für das Plangebiet eine Bebauungs­

struktur und städtebauliche Dichte zu ermöglichen, welche sich in die um­

gebenden und geplanten Strukturen der Stadtteile Heerdt und Lörick ein­

gliedert. Gleichzeitig ist es von besonderer Bedeutung, Potenziale für die 

Entwicklung von zusätzlichem Wohnraum zu schaffen. Vor diesem Hinter­

grund und entsprechend der städtebaulichen Konzeption wird das Maß der 

baulichen Nutzung mit einer maximalen GFZ von 1,3 für das Baugebiet 

WA 1 und einer maximalen GFZ von 1,7 für das Baugebiet WA 2 festge­

setzt. Diese Dichte bildet die städtebauliche Zielsetzung für das Plangebiet 
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ab. Innerhalb des Plangebiets soll weiterhin ein städtebaulicher Übergang 

von Baugebieten mit höheren Dichten (südwestlich liegendes Baugebiet 

der Heinrich-Heine-Gärten) zu etwas niedrigeren baulichen Dichten (nord­

östlich angrenzende Wohnbebauung) hergestellt werden. Die vorgesehe­

nen Dichtewerte orientieren sich insoweit am Bestand. 

Der geplante Wohnungsbau zeichnet sich durch L-förmige Gebäudestellun­

gen aus, durch die eine optimierte Anordnung von Gebäuden und Freiflä­

chen möglich wird. Die geplante Baustruktur generiert, trotz der hohen 

städtebaulichen Dichte, einen großzügigen Garten- und Freiflächenanteil. 

Die entstehenden Freiräume und Außenbereiche sind ausreichend dimensi­

oniert, um eine hoh� Aufenthaltsqualität in den privaten Freibereichen ge­

währleisten zu können. Durch die Einhaltung der erforderlichen Abstand­

flächen gemäß Paragraf 6 BauO NRW ist davon auszugehen, dass die 

Rahmenbedingungen für gesunde Wohnverhä.ltnisse geschaffen werden. 

4.3.3 Zahl der Geschosse, Höhe der baulichen Anlagen 

Das städtebauliche Konzept sieht eine Höhenstaffelung im Plangebiet vor. 

Die geplanten Gebäude orientieren sich dabei in ihrer Höhe und Zahl der 

Geschosse an den bereits bestehenden Strukturen in der unmittelbaren 

Umgebung. 

Entlang der Hansaallee (WA 2) werden maximal sechs Geschosse straßen­

raumbegleitend realisiert, wobei das sechste Geschoss straßenseitig zu­

rückgesetzt ausgeführt wird. Die senkrecht zur Straßenrandbebauung an­

geordneten, rückwärtigen Gebäudeteile sind grundsätzlich fünfgeschossig, 

wobei auch hier das oberste Geschoss in Teilen zurückgesetzt ausgeführt 

wird. Um einen städtebaulichen Übergang zur nördlich und östlich angren­

zenden Bebauung auszubilden, sieht das Baufeld im Kreuzungsbereich zur 

Amboßstraße vier Vollgeschosse vor, wobei das oberste Geschoss auf drei 

Seiten zurückgesetzt ausgebildet wird. 

Entlang des Niederkasseler Lohwegs (WA 1) werden die straßenbegleiten­

den L-förmigen Baufelder maximal viergeschossig ausgebildet, wobei das 

oberste Geschoss auf mehreren Seiten zurückgesetzt ausgeführt wird. Um 
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eine weitere Höhenentwicklung zu vermeiden, sind in beiden Wohngebie­

ten (WA 1 und WA 2) Staffelgeschosse oder sonstige Räume oberhalb des 

obersten Vollgeschosses nicht zulässig und werden somit über eine Fest­

setzung ausgeschlossen. 

Neben den Festsetzungen �aximal zulässiger Vollgeschosse werden für die 

Baufelder an der Hansaallee maximale Gebäudehöhen (GH) festgesetzt. 

Ziel ist es, auch bei Ausnutzung der maximal zulässigen Zahl der Geschos­

se und der Ausbildung überhöhter Vollgeschosse, die Gebäudehöhe im 

Hinblick auf die umgebende Bebauung auf ein verträgliches Maß zu be­

schränken. Die zulässige maximale Gebäudehöhe darf deshalb 53,50 Meter 

über Normalnull (NN) nicht überschreiten. 

4.3.4 Staffelgeschosse 

Die vorliegende Konzeption sieht eine Verdichtung der Baugebiete vor. 

Auch in der Höhenentwicklung und seinen verkehrlichen Auswirkungen 

wurde die Konzeption betrachtet und bewertet. Ein höheres Maß an bauli­

cher Nutzung als das vorgesehene darf im Plangebiet nicht erfolgen, da 

negative Auswirkungen in Bezug auf das städtebauliche Bild und die Er­

scheinungsform der Gebäude, aber auch in Bezug auf die Nutzungsintensi­

tät und auf den Verkehr, zu erwarten sind .. Vor diesem Hintergrund wird 

das Maß der baulichen Nutzung in Bezug auf allgemein zulässige Staffelge­

schosse beschränkt. Deshalb wird festgesetzt, dass in Teilen oder allseitig 

zurückgesetzte Geschosse oder sonstige Räume oberhalb des obersten zu­

lässigen Geschosses nicht zulässig sind. Weiterhin wird geregelt, dass die 

lichte Höhe des obersten zulässigen Geschosses für Wohngebäude 3,5 Me­

ter nicht überschreiten darf und eine zweite Ebene innerhalb des obersten 

zulässigen Geschosses nicht zulässig ist. 

4.3.5 Überschreitung der Obergrenze für das Maß der baulichen Nutzung 

Gemäß Paragraf 17 Absatz 2 BauNVO können die geltenden Obergrenzen 

für das Maß der baulichen Nutzung aus städtebaulichen Gründen über­

schritten werden, wenn die Überschreitung durch Umstände ausgeglichen 

ist oder durch Maßnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt ist, 

dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
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hältnisse nicht beeinträchtigt werden und nachteilige Auswirkungen auf die 

Umwelt vermieden werden. Von dieser Regelung wird bei der Aufstellung 

dieses Bebauungsplanes Gebrauch gemacht. 

Die Landeshauptstadt Düsseldorf strebt an, im Plangebiet ein Wohnquar­

tier zu entwickeln, welches dem städtebaulichen Ziel der Innenentwicklung 

und der Nachverdichtung im Innenbereich entspricht. Im Jahr 2013 wurde 

für das Plangebiet eine städtebauliche Studie durchgeführt und in Zusam­

menarbeit mit der Landeshauptstadt Düsseldorf verschiedene städtebauli­

che Entwürfe erarbeitet, um für das Plangebiet eine qualitätvolle Woh­

nungsbaukonzeption zu finden. Der städtebauliche Entwurf sieht im Plan­

gebiet die Neuordnung der Wohnnutzung an der Hansaallee und dem Nie­

derkasseler Lohweg vor. Wesentliche Ziele der Neuordnung sind auch eine 

Verbesserung des baulichen Schallschutzes für den Blockinnenbereich (öf­

fentliche Grünfläche) und eine stadtverträgliche Einbettung der geplanten 

Baustruktur in den städtischen Raum. 

Um das abgestimmte, städtebauliche Konzept zu realisieren, ist eine Über­

schreitung der in Paragraf 17 BauNVO definierten Regelobergrenzen der 

Dichtewerte (Geschossflächenzahl) erforderlich. 

Die Überschreitung der in Paragraf 17 Absatz 1 BauNVO festgelegten 

Obergrenzen ist städtebaulich begründet: 

- Zur Umsetzung einer effizienten Bodennutzung ist eine hohe bauliche

Dichte im Plangebiet gerechtfertigt. Durch die Planung wird im Sinne der

kompakten Stadt ein innerstädtisches Wohnquartier in einer verkehrlich

sehr günstigen Lage realisiert.

- Das Vorhaben trägt zu einer optimierten Ausnutzung der Infrastrwktur

bei. Insbesondere aufgrund der guten Anbindung des Standorts an das

Straßennetz und den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) ist eine

Ansiedlung von Wohnen in verdichteter Bauweise geboten.

- Dem akuten Wohnraumbedarf (insbesondere bedingt durch die positive

Bevölkerungsentwicklung in der Landeshauptstadt und einem allgemein
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gestiegenen Wohnflächenbedarf) soll zeitnah ein erhöhtes Wohnraum­

angebot gegenübergestellt werden. 

Das geplante Wohnquartier liegt in der Nähe größerer öffentlicher Grün­

flächen (Park am Albertussee / Friedhof Heerdt). 

Folgende Umstände und Maßnahmen sind gemäß Paragraf 17 Absatz 2 

BauNVO geeignet, die Überschreitung auszugleichen, so dass die allgemei­

nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht be­

einträchtigt, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die 

Bedürfnisse der Mobilität befriedigt werden: 

- Im Zusammenhang mit den vorhandenen und geplanten Nutzungen

entsteht ein neues Stadtquartier, das im besonderen Maße Effizienzkri­

terien (kurze Wege, Minimierung des Verkehrsaufkommens, energieeffi­

ziente Gebäudestrukturen) genügt. Davon profitieren Bewohner, Besu­

cher und im Umfeld Beschäftigte.

- Durch die Anbindung an die Hansaallee und die Nähe zur Brüsseler

Straße sowie durch eine gute ÖPNV-Anbindung wird den Bedürfnissen

des Verkehrs entsprochen.

- In der Umgebung befinden sich Flächen, die der Naherholung und Frei­

zeitbeschäftigung dienen (Park am Albertussee sowie zur Erholungsstät­

te Lörick, Nähe zum Heerdter Friedhof).

- Innerhalb des geplanten Wohnquartiers werden begrünte Höfe entwi­

ckelt. Diese werden qualitätvoll gestaltet und bieten Aufenthaltsqualität

und Erholungsfunktion. Die Höfe bieten private Gartenflächen wie auch

gemeinschaftlich nutzbare Freiräume. Diese sollen speziell nach den Be­

dürfnissen der Bewohner gestaltet werden. Zudem wird mittels der

Festsetzung eines Gehrechts für die Allgemeinheit die Erschließung der

im Blockinnenbereich liegenden, öffentlichen Grünfläche (Kinderspiel­

platz) ausgebaut und verbessert.

- Durch die immissionsschützende Anordnung von Stellplätzen in Tiefga­

ragen auf den privaten Grundstücksflächen werden oberirdische Flächen

freigehalten, die zur Begrünung, zum Aufenthalt und zur Erholung zur

Verfügung gestellt werden können und zum qualitätvollen und durch-
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grünten Erscheinungsbild des Standorts beitragen und insoweit als Aus­

gleich gewertet werden können. 

- Im Rahmen des städtebaulichen Entwurfsprozesses und auch bei den

nachfolgenden Überarbeitungen wurden die erforderlichen Abstandsflä­

chen gemäß BauO NRW für das Konzept geprüft. Diese werden einge­

halten.

- Die Überschreitung der städtebaulichen Dichte steht dem Belang der ge­

sunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht entgegen. Im Baugenehmi­

gungsverfahren ist durch eine entsprechende Grundrissplanung nach­

zuweisen, dass eine ausreichende Belichtung und Belüftung sicherge­

stellt wird.

Eine Beeinträchtigung der gesunden Wohnverhältnisse ist daher nicht zu 

erwarten. 

Sonstige öffentliche Belange stehen dem Planvorhaben nicht entgegen: 

- Mit der Planung wird ein bislang gering verdichtetes Wohngebiet heute

üblichen städtebaulichen Dichten angepasst. Innerhalb des Plangebiets

erfolgt eine klare städtebauliche Strukturierung durch eine weitgehend

geschlossene Straßenrandbebauung mit maximal sechs Geschossen zur

öffentlichen Verkehrsfläche und maximal fünf Geschossen im rückwärti­

gen Bereich des Plangebiets.

- Mit einem höheren Grünanteil, durchlässigen stadträumlichen Struktu­

ren und der Beschränkung der Höhenentwicklung von Gebäuden auf

maximal sechs Geschosse ist keine Beeinträchtigung des Orts- und

Landschaftsbildes gegeben.

- Die Begrenzung der oberirdisch möglichen Versiegelung auf maximal 60

Prozent und die ausschließliche Unterbringung von Stellplätzen in Tief­

garagen bieten die Möglichkeit, den Anteil an begrünbaren Flächen zu

erhöhen und kann zu einer geringeren thermischen Aufheizung und zu

einer höheren nächtlichen Abkühlung im Plangebiet beitragen.
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4.4 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die aus dem städtebaulichen Entwurf hervorgehende Anordnung der Bau­

körper wird im vorliegenden Bebauungsplan planungsrechtlich durch die 

Festsetzung von überbaubaren Grundstücksflächen gesichert. Die Baufel­

der werden durch Baugrenzen definiert und festgesetzt. Die Baugrenzen 

folgen dabei präzise den Baukörpern des städtebaulichen Entwurfes, um 

die mit dem Entwurf verbundenen Qualitäten zu sichern. Die Qualität des 

Entwurfes liegt in der L-förmigen Baukörperausbildung, die eine gute Aus­

nutzung der Baugrundstücke und eine klare Fassung des Straßenraumes, 

aber trotzdem größere, zusammenhängende Freiflächen und eine Durch­

lässigkeit zur öffentlichen Grünfläche im Blockinnenbereich sicherstellt. 

Neben der Definition der wesentlichen Gebäudemaße durch Baugrenzen 

werden auch die Außenkanten der zurückspringenden, obersten Geschosse 

über die Festsetzung von Baugrenzen definiert und gesichert. Zu den Be­

standsbäumen in der öffentlichen Grünfläche wird mit der festgesetzten 

Gebäudestellung zudem ein ausreichender Abstand eingehalten. 

Für die Erdgeschosswohnungen im Plangebiet soll die Ausbildung von Ter­

rassen möglich sein. Diese sind innerhalb der engen Baugrenzen jedoch 

nicht realisierbar. Deshalb wird festgesetzt, dass die Baugrenzen in den 

allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 durch Terrassen von maximal 

3,5 Meter Tiefe überschritten werden dürfen. Mit dieser Regelung zur 

Überschreitung der Baugrenzen wird auch eine Begrenzung der möglichen 

Versieglung der zukünftigen privaten Freiflächen vorgegeben. Die im 

Grünordnungsplan aufgeführte Versiegelungsbilanz kann erst im Rahmen 

der konkreten Freiflächenplanung geprüft werden. Diese Prüfung erfolgt 

daher im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren. 

Um Gestaltungsmöglichkeiten für die Ausbildung von wohnungsbezogenen, 

hochwertigen Freiräumen zu schaffen, sind auch größere Balkone vorgese­

hen. Um eine zu massive Ausbildung von auskragenden Elementen zu 

vermeiden wird geregelt, dass die festgesetzten Baugrenzen durch aus­

kragende Balkone bis zu einer Tiefe von 2,5 Meter und bis zu einer Länge 

von 50 Prozent der jeweiligen Außenwand einer Geschossebene überschrit­

ten werden können. Weiterhin wird festgesetzt, dass in der Summe die 
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Breite aller auskragenden Balkone aller Geschossebenen auf das 1,5-fache 

der jeweiligen Fassadenlänge begre.nzt ist. 

4.5 Nebenanlagen 

Das Plangebiet soll vorwiegend dem Wohnen dienen, daher sind Einrich­

tungen und Anlagen für die Tierhaltung und Kleintierhaltung nicht zulässig. 

Der Ausschluss erfolgt insbesondere, um Belästigungen und störende 

Emissionen im Plangebiet zu vermeiden. 

4.6 Stellplätze und Garagen 

Im Plangebiet soll eine hohe Nutzungsdichte realisiert werden. Gleichzeitig 

ist es ein wichtiges Ziel, nicht bebaute Freiflächen vorzuhalten und diese 

attraktiv zu gestalten, um die Aufenthaltsqualität im Plangebiet zu erhö­

hen. Daher werden in den allgemeinen Wohngebieten (WA 1 und WA 2) 

die Stellplätze in Tiefgaragen untergebracht. Aufgrund der geplanten Nut­

zungen wird, unter der Berücksichtigung der örtlichen Verkehrsverhältnis­

se und des öffentlichen Personennahverkehrs, ein Bedarf von circa 160 

Stellplätzen im Gebiet entstehen. Es sind hierfür insgesamt drei Tiefgara­

gen jeweils mit einer Ein- und Ausfahrt vorgesehen. Eine Ein- und Ausfahrt 

befindet sich an der Amboßstraße, zwei weitere Ein- und Ausfahrten sind 

am Niederkasseler Lohweg vorgesehen. 

4. 7 Besucherparkplätze 

In den umliegenden öffentlichen Verkehrsflächen sind Parkplätze für Kraft­

fahrzeuge vorhanden. Im Plangebiet besteht heute nur eine untergeordne­

te Zahl von Stellplätzen. Mit der geplanten Schaffung einer vollständigen 

Stellplatzversorgung durch Errichtung von Tiefgaragen wird sich der Park­

druck in den umliegenden Straßen verringern. Vor diesem Hintergrund ist 

die Errichtung von neuen Besucherparkplätzen im öffentlichen Straßen­

raum nicht notwendig. 
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Das Plangebiet wird durch die umliegenden Straßen (der Hansaallee, dem 

Niederkasseler Lohweg sowie der Amboßstraße) erschlo?sen. Die Zufahr­

ten für die Rettungsfahrzeuge und Zufahrten und Aufstellflächen für die 

Feuerwehr erfolgen über die Hansaallee und den Niederkasseler Lohweg. 

Ergänzend zur vorhandenen, nördlichen Erschließung der öffentlichen 

Grünfläche über den Niederkasseler Lohweg, sieht der städtebauliche Ent­

wurf, ausgehend von der Hansaallee, eine weitere fußläufige Erschließung 

vor. Die Tiefgaragen werden durch Ein- und Ausfahrten, ausgehend vom 

Niederkasseler Lohweg und der Amboßstraße, erschlossen. Um eine unnö­

tige Belästigung der Nachbarschaft und verkehrliche Umwege zu vermei­

den, wird die Zufahrt zur südöstlichen Tiefgarage ausgehend von der Han­

saallee und über einen kurzen Abschnitt der Amboßstraße ermöglicht. 

Hierzu ist die bestehende Einbahnstraßenregelung auf einem kurzen Ab­

schnitt in der Amboßstraße aufzuheben. Dies soll im Rahmen nachfolgen­

der Genehmigungsverfahren erfolgen. Mit dieser Regelung können zusätz­

liche Verkehre auf dem Niederl<asseler Lohweg, der Sportstraße und der 

Amboßstraße vermieden werden. Darüber hinaus werden lediglich Fuß­

wegeerschließungen auf den Baugrundstücken geführt. Innerhalb des 

Plangebiets werden keine Verkehrsflächen für den motorisierten Individu­

alverkehr ausgewiesen. 

4.8.2 Verkehrliche Auswirkungen 

Mit der vorliegenden Planung wird die bestehende Wohnbebauung durch 

Ersatzbauten mit neuer Gebäudestellung ersetzt. Insgesamt ist von circa 

125 zusätzlichen Wohneinheiten auszugehen. Bei den gegebenen Ver­

kehrsbelastungen (Hansaallee) und der gegebenen Verkehrsverteilung 

(Einbahnstraßen, verkehrslenkende Regelungen) sind keine wesentlichen 

verkehrlichen Auswirkungen zu erwarten. Die umliegende Verkehrsinfra­

struktur ist hinreichend. 
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Eine direkte Anbindung und Erreichbarkeit des im Blockinnenbereich lie­

genden Kinderspielplatzes soll von der Hansaallee aus weiterhin ermöglicht 

werden. Auf direktem Wege sollen Anbindungen für die Öffentlichkeit und 

die Bewohner der umliegenden Wohngebiete sowie für Pflegefahrzeuge der 

Landeshauptstadt Düsseldorf vorgehalten werden. Da die vorhandene, 

städtische Fläche (Flurstück 13), über die derzeit die Zuwegung erfolgt, für 

eine bauliche Entwicklung zur Verfügung gestellt werden soll, ist die Zu­

wegung zu verlegen. Das Flurstück ist vom Projektenwickler zu erwerben. 

Die Planung sieht deshalb die Erreichbarkeit des öffentlichen Kinderspiel­

platzes mit einem nach Südosten zwischen zwei Baukörper verschoben 

Zugang von der Hansaallee vor. Um die Durchwegung zu sichern, wird ge­

regelt, dass die mit „GP' festgesetzte Fläche mit einem Gehrecht zu Guns­

ten der Allgemeinheit und einem Fahrrecht zugunsten der Landeshaupt­

stadt Düsseldorf sowie zugunsten von Feuerwehr und Rettungsfahrzeugen 

zu belasten ist. Bei der Errichtung von Tiefgaragen sind die entsprechen­

den Lasten (zum Beispiel Drehleiterfahrzeug mit einem Gewicht von circa 

16 Tonnen) in die Planung einzustellen. Die erforderlichen Maßnahmen 

werden auch über vertragliche Regelungen gesichert. 

4.10 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet ist entsorgungstechnisch an das vorhandene Kanalnetz an­

geschlossen, so dass die Bestimmungen des Paragraf 44 Landeswasserge­

setz (LWG NRW) keine Anwendung finden. Aufgrund der geplanten und 

damit abflusswirksamen Nachverdichtung ist davon auszugehen, dass Ein­

leitbeschränkungen für die Einleitung in das öffentliche Kanalnetz ausge­

sprochen werden müssen. Im Rahmen des folgenden Baugenehmigungs­

verfahrens und der Beantragung der Anschlussgenehmigung an das öffent­

liche Kanalisationsnetz (Entwässerungsgesuch) sind daher mögliche Ein­

leitbeschränkungen zu klären und zu definieren. 

4.11 Telekommunikation, Wasser, Strom, Gas und Fernwärme 

Das Plangebiet ist bereits an die bestehenden, technischen Medien im Um­

feld angeschlossen. Zur Versorgung des Plangebiets müssen gegebenen-
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falls neue Versorgungsleitungen und -anlagen verlegt oder errichtet wer­

den. 

Zur Stromversorgung des Plangebiets kann es zudem erforderlich werden, 

dass Netzumspannstellen zu errichten sind. Standorte für Transformatoren 

sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens mit der Stadtwerke 

Düsseldorf AG abzustimmen. Ein Anschluss an das Fernwärmesystem ist 

möglich. Der Grundschutz zur Löschwasserversorgung im Plangebiet wird 

im Rahmen der Erschließungsplanung sichergestellt. 

4.12 Abfallbeseitigung 

Im Hinblick auf zukünftige Baugenehmigungsverfahren ist zu berücksichti­

gen, dass Aufstellflächen für Abfallsammelbehälter für Restmüll (graue 

Tonne), Leichtverpackungen (gelbe Tonne), Biomüll (braune Tonne) und 

Altpapier (blaue Tonne) an den Wohneinheiten eingeplant werden. Bei 

Umsetzung der Planung sind innerhalb des Plangebiets außerdem Aufstell­

flächen für Restmüllbehälter nahe der öffentlichen Verkehrsfläche für die 

Abfallentsorgung vorzusehen, die für die AWISTA gut erreichbar sind. 

Sollten die Aufstellplätze für Abfallsammelbehälter durch die Entsorgungs­

fahrzeuge nicht anfahrbar sein, ist im Außenbereich eine genügend große 

Fläche zur Bereitstellung der Abfallsammelbehälter einzuplanen. Dabei ist 

zu berücksichtigen, dass verschiedene Abfallfraktionen zum Teil am glei­

chen Werktag abgeholt werden. Der Bereitstellungsplatz darf nicht mehr 

als 20 Meter von der Anfahrstelle der Entsorgungsfahrzeuge entfernt sein. 

4.13 Bedarf öffentliche Depotcontainer für Altpapier, Altglas, Altkleider 

Unmittelbar nordwestlich an das Plangebiet angrenzend befindet sich die 

Containerstation Niederkasseler Lohweg 235 / Hansaallee mit zwei Papier-, 

drei Glas- und einem Altkleidercontainer. Diese Station muss erhalten blei­

ben und eventuell um einen Papiercontainer erweitert werden. 

4.14 Luftschadstoffe 

Die Festsetzungen zur Entlüftung der Tiefgaragen dienen insbesondere 

dem Schutz der benachbarten Wohnbebauung vor Schadstoffimmissionen. 
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Es wird festgesetzt, dass die Tiefgaragen über Dach der aufstehenden und 

angrenzenden Gebäude zu entlüften sind. Eine Ausnahme von dieser Fest­

setzung soll möglich sein, wenn über ein mikroskalisches Ausbreitungsgut­

achten (zum Beispiel Mikroskaliges Klima- und Ausbreitungsmodell (MIS­

KAM)) der Nachweis erbracht wird, dass die Grenzwerte gemäß der 39. 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Blm­

SchV) in Bezug auf PM2,5, PM10, N02 und Benzol an Rampe und Lüftungs­

schächten eingehalten werden können. 

Sofern ein entsprechender Nachweis vorliegt, muss der Abstand zwischen 

Lüftungsschächten und Fenstern von Aufenthaltsräumen zu Wohnungen 

dennoch mindestens 5 Meter betragen. Dies gilt ebenfalls für Tore in der 

Gebäudefassade. Um Lüftungsschächte herum die sich in Bodennähe be­

finden, ist ein nicht betretbarer Bereich von mindestens 1 Meter Breite an­

zulegen. Dies kann durch eine dichte Heckenpflanzung (zum Beispiel 

Brombeeren) sichergestellt werden. 

Mit diesen Regelungen sind angemessene Maßnahmen gegeben, gesunde 

Wohnverhältnisse im Nahbereich von Entlüftungsanlagen oder Ein- und 

Ausfahrten zu Tiefgaragen zu gewährleisten. 

4.15 Lärmschutz 

4.15.1 Verkehrslärm 

Für den vorliegenden Bebauungsplan sind die auf die Bauvorhaben ein­

wirkenden Lärmimmissionen der angrenzenden Straßen- und Schienenver­

kehre maßgebend. 

Für die Beurteilung der Verkehrslärmsituation wurden die auf das Plange­

biet einwirkenden Verkehrslärmimmissionen der Amboßstraße, des Nieder­

kasseler Lohwegs und der Hansaallee mittels eines digitalen Simulations­

modells gemäß den Vorgaben der RLS-90 für Straßenlärm und gemäß der 

Schall 03 (Richtlinie zur Bemessung der Schallimmissionen von Schienen­

wegen) ermittelt (Einzelpunktberechnung). Die Beurteilung der rechnerisch 

ermittelten Verkehrslärmimmissionen erfolgt im Hinblick auf die Einhaltung 
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der Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau" (siehe 

Peutz Consult: Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Num­

mer 04/007 Hansaallee Niederkasseler Lohweg in Düsseldorf, 23.05.2017). 

Die Emissionsschallpegel des Straßenverkehrs wurden auf Grundlage von 

durch die Landeshauptstadt Düsseldorf zur Verfügung gestellten Verkehrs­

belastungszahlen berechnet. Die Verkehrsbelastungszahlen stellen den 

Planfall im Prognosejahr 2025 mit Berücksichtigung des zwischenzeitlich 

erfolgten Umbaus des Heerdter Dreiecks und des Ausbaus der geplanten 

Anschlussstelle Heerdter Lohweg dar. 

Für die Berechnung der Emissionspegel gemäß Schall 03 (Stand: 

01.01.2015) wurde der Jahresfahrplan 2013 der Straßenbahnlinien U74 

und U76 im Straßenquerschnitt der Hansaallee zugrunde gelegt. 

Die Ergebnisse zeigen, dass die schalltechnischen Orientierungswerte der 

DIN 18005 von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts, insbesondere an den 

zur Hansaallee orientierten Fassaden, um bis zu 13 dB(A) tags und 17 

dB(A) nachts überschritten werden. 

Eine Schallschutzwand (aktiver Schallschutz) entlang der Hansaallee ist 

städtebaulich nicht vertretbar und wird nicht festgesetzt. Aus diesem 

Grund werden passive Maßnahmen zum Schutz vor Verkehrslärm im Be­

bauungsplan erforderlich. Diese werden im Abschnitt S (Umweltbelange) 

detailliert erläutert. Mit dem Abrücken der meisten Gebäude von der Ver­

kehrsfläche der Hansaallee im Bereich des WA 2 (Baufeld 1) um 3,5 m 

wird der Anforderungsbereich Beurteilungspegel (BP) 63/55 erreicht. Für 

das südöstlich gelegene Gebäude im WA 2 (Baufeld 1) ist bei Umsetzung 

der Planung eine Verbesserung der Lärmbelastung im Bestand oder bei ei­

ner Neuerrichtung anzunehmen. Dies ist bei einer Neuerrichtung oder bei 

einer Modernisierung des Gebäudes bereits durch den Einbau oder Aus­

tausch der vorhandenen Fenster gegen hochwertige Schallschutzfenster 

begründet. 
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4.15.2 Gewerbelärm 

Im Plangebiet selbst befindet sich ein Innenausstatter/Malerbetrieb. Diese 

Nutzung ist nach geltendem Baurecht (Bebauungsplan Nummer 5178/36) 

zulässig (nichtstörendes Gewerbe) und wird es - aufgrund der Ausweisung 

des Plangebiets als allgemeines Wohngebiet (WA) - auch weiterhin blei­

ben. Eine gutachterliche Betrachtung ist somit nicht erforderlich. 

Die bestehende eingeschossige Halle des Betriebes liegt bereits heute au­

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche des Bebauungsplanes Num­

mer 5178/36. Sie genießt jedoch Bestandsschutz. Dieser bleibt im Rahmen 

der rechtlichen Gegebenheiten weiterhin bestehen. 

Soweit auch innerhalb der Blockrandbebauung (Bebauung östlich des 

Plangebiets am Niederkasseler Lohweg und Sportstraße) weitere Gewerbe­

nutzungen (Büro) im Erdgeschoss vorhanden sind (zum Beispiel Sportstra­

ße 15) sind auch diese nach heutigen Gesichtspunkten mit den für das 

Plangebiet angestrebten Nutzungen verträglich. 

Im Umfeld des Plangebiets befindet sich überwiegend Wohnnutzung; auf 

der gegenüberliegenden Seite der Hansaallee teilweise auch Büronutzung. 

Diese ist mit der Planung verträglich und schalltechnisch nicht zu untersu­

chen. 

4.15.3 Schutzvorkehrungen bei Tiefgaragen 

Im Plangebiet sind zur Erschließung der Bebauung am Niederkasseler 

Lohweg und der Amboßstraße Tiefgaragenzufahrten vorgesehen. Die Tief­

garagen dienen jeweils ausschließlich der Aufnahme des ruhenden Ver­

kehrs für die Wohnnutzungen. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 

wurden auch hierzu die schalltechnischen Auswirkungen aus Vorsorge­

gründen untersucht. 

Für die Situation einer rein für Wohnzwecke genutzten Tiefgarage gibt es 

keine rechtsverbindlichen Grundlagen zur Bewertung der Schallimmissio­

nen. Daher wurde im vorliegenden Fall die Technische Anleitung zum 

Schutz gegen Lärm (TA Lärm) als Beurteilungsgrundlage hilfsweise heran-
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gezogen, um eine Bewertung der Schallimmissionen an der eigenen sowie 

der Nachbarbebauung durchführen zu können. Zwar sind die zu untersu­

chenden Tiefgaragen der Wohnanlagen nicht als gewerbliche Anlage im 

Sinne der TA Lärm zu betrachten, jedoch ist grundsätzlich eine Beschrän­

kung unvermeidbarer schädlicher Umwelteinwirkungen durch Geräusche 

auf ein Mindestmaß nach dem Stand der Technik anzustreben. Zielsetzung 

hierbei ist die Einhaltung der Beurteilungspegel zum Tages- und Nachtzeit­

raum durch die Tiefgaragennutzung. 

Zum Tageszeitraum wird der Immissionsrichtwert an allen Immissionsor­

ten um mehr als 10 dB(A) unterschritten. Während des Nachtzeitraumes 

ergibt sich zur benachbarten Bebauung an der Amboßstraße die geringste 

Unterschreitung um bis zu - 0,8 dB(A) im 1. Obergeschoss. Bei kurzzeiti­

gen Geräuschspitzen gibt es Überschreitungen von bis zu 5 dB(A). Es exis­

tiert allerdings keine gesonderte Beurteilungsgrundlage für kurzzeitige Ge­

räuschspitzen von rein für Wohnzwecke genutzte Stellplatzanlagen, so 

dass eine Beurteilung dieses Kriteriums gemäß TA Lärm (Maximalpegel) 

rein informativ geschieht, zumal auch die Spitzenpegel der Tiefgaragen in 

der gleichen Größenordnung liegen, wie die einer Pkw Vorbeifahrt auf der 

Amboßstraße. 

Der Gutachter setzt in seiner Betrachtung Rampen voraus. Daher wird 

festgesetzt, dass, in einem Abstand von 5 Meter, gemessen vom Mittel­

punkt des Öffnungsmaßes der jeweiligen Tiefgaragenein- und -ausfahrt, 

vorsorglich keine Fenster zu Aufenthaltsräumen zulässig sind. Dem Sach­

verhalt wird durch eine entsprechende Festsetzung Rechnung getragen. 

Von der Festsetzung kann jedoch abgewichen werden, soweit durch einen 

Sachverständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass mittels ande­

rer Maßnahmen die Anforderungen der Technischen Anleitung zum Schutz 

vor Lärm (TA Lärm) eingehalten werden. 

Weiterhin schlägt der Gutachter vor, bei baulichen Anlagen, die von Kraft­

fahrzeugen befahren werden, bautechnisch sicherzustellen, dass Geräu­

sche beim überfahren von Entwässerungsrinnen nach dem Stand der 

Lärmminderungstechnik reduziert werden. Dem Sachverhalt wird durch ei-
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ne entsprechende Festsetzung im Bebauungsplan Rechnung getragen. Des 

Weiteren wird festgesetzt, dass auch die Geräusche von Rolltoren nach 

dem Stand der Lärmminderungstechnik zu reduzieren sind. 

Die Festsetzungen zur Entlüftung der Tiefgaragen, die eine Entlüftung über 

aufstehende und angrenzende Gebäude vorschreibt, dienen insbesondere 

dem Schutz der benachbarten Wohnbebauung vor Schadstoffimmissionen. 

Mit den Regelungen sind angemessene und ausreichende Maßnahmen ge­

geben, die gesunde Wohnverhältnisse im Nahbereich von Entlüftungsanla­

gen oder von Ein- und Ausfahrten zu Tiefgaragen gewährleisten. 

4.16 Grünflächen und Bepflanzung 

Ergänzend zum Bebauungsplan wurde ein Grünordnungsplan (GOP) er­

stellt (Friedrich Wittmann Landschaftsarchitekten: Grünordnungsplan zum 

Bebauungsplan 04/007 Hansaallee - Niederkasseler Lohweg Landeshaupt­

stadt Düsseldorf, Stadtbezirk 4, Stadtteil Heerdt, 13.07.2017). Der GOP 

vergleicht die ökologische Wertigkeit des Bestandes mit der Situation nach 

Umsetzung der Planung unter Berücksichtigung des bestehenden Pla­

nungsrechts und leitet aus der Gegenüberstellung sowie aus der Baumbi­

lanz und den neuen Nutzungen grünordnerische Maßnahmen ab. Dies be­

inhaltet auch die zum Erhalt vorgesehenen Bäume innerhalb des Plange­

biets. Eine genaue Kartierung ist dem GOP zu entnehmen. 

4.16.1 Begrünung der Baugebiete 

Für die allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 wird zum Erhalt und zur 

Sicherung der Freiraumqualitäten durch Regelung der Grundflächenzahl 

(GRZ) von 0,4 gewährleistet, dass mindestens 40 Prozent der Grund­

stücksfläche mit einer struktureichen Mischvegetation aus standortgerech­

ten Bäumen, Sträuchern, Bodendeckern und Rasen dauerhaft zu begrünen 

ist. Die Mindestfläche ergibt sich aus den Regelungen des Paragrafen 19 

Absatz 4 BauNVO, der eine Überschreitung der festgesetzten GRZ bis zu 

50 % zulässt. Die inneren Grenzen der Frei- und Grünflächen sind in der 

Begrünungskonzeption als Gehölzflächen vorgesehen, die mit Sträuchern 

und Gehölzen bepflanzt werden sollen. Weiter ist vorgesehen, die verblei­

benden Freiflächen für die Einsaat mit Rasen und die Randbereiche mit ei-
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ner strukturreichen Mischvegetation aus Sträuchern und Bodeneckern aus­

zustatten. 

Erhalten bleiben soll insbesondere der Grün- und Baumbestand innerhalb 

der öffentlichen Grünfläche. Die Grünstrukturen dort werden dabei sinnvoll 

in ein Sanierungskonzept des Kinderspielplatzes integriert. Dies bedeutet, 

dass diese Flächen auch zukünftig weitgehend unversiegelt zu gestalten 

sind und ein ausreichender Abstand der neu geplanten Bebauung sicherzu­

stellen ist. Die Baum- und Gehölzhecke in der öffentlichen Grünfläche an 

der Grenze zu den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 soll aller­

dings dauerhaft erhalten und geschützt werden. Dies wird in der zukünfti-

gen Pflege der öffentlichen Grünfläche berücksichtigt. Da die Umsetzung 

des Flächenbedarfs von 755 Quadratmeter neuer Spielfläche innerhalb der 

Baugebiete nicht möglich ist, wird eine Ausgleichszahlung von 100,00 Euro 

pro Quadratmeter ersatzpflichtiger Spielfläche (demnach 75.500,00 Euro) 

vorgeschlagen. 

Der Baumbestand innerhalb der öffentlichen Grünfläche bleibt demnach 

vollständig erhalten und wird in der Baumbilanz deshalb nicht separat auf­

geführt. Dazu wird auf die Darstellung im GOP verwiesen. Im Bestand sind 

in den allgemeinen Wohngebieten 36 satzungsgeschützte Bäume vorhan­

den. Auf der Hansaallee (südlich von WA 2, Baufeld 1) stehen vier sat­

zungsgeschützte, städtische Straßenbäume unmittelbar am Rand außer­

halb des Plangebiets. 

Baugebiete Bestand Fällung Erhalt 

WA 1 7 6 1 

WA 2, Baufeld 1 15 13 2 

WA 2, Baufeld 2 14 8 6 

Straßenbäume 4 4 -

Hansaallee 

gesamt 40 31 9 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 müssen aufgrund der 

Errichtung von Wohngebäuden und Tiefgaragen von 36 satzungsgeschütz-
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ten Bäumen 27 gefällt werden, zuzüglich von vier städtischen Straßen­

bäumen auf der Hansaallee. Die Bäume stehen im Bereich der geplanten 

baulichen Anlagen, im Ausschachtungsbereich für die Tiefgaragen oder 

(wie im Fall der vier Straßenbäume) in den Feuerwehrbewegungsflächen. 

Für die zu fällenden Bäume erfolgte eine Wertermittlung gemäß Paragraf 4 

Absatz 5 der Baumschutzsatzung. Für die vier Straßenbäume ist eine 

zweckgebundene Ausgleichszahlung an die Stadt Düsseldorf zu leisten. Für 

diesen Betrag werden Ersatzbäume auf dem öffentlichen Kinderspielplatz 

im Bebauungsplangebiet und in der näheren Umgebung gepflanzt. Im 

städtebaulichen Vertrag mit dem Investor wird hierzu eine Regelung erfol­

gen. 

Im Plangebiet (WA 1 und WA 2) erfolgen gemäß Grünordnungsplan sowie 

gemäß den Festsetzungen dieses Bebauungsplanes Neupflanzungen von 

mindestens 39 Bäumen mit der Pflanzqualität: Hochstamm oder Stamm­

busch, 4-mal verpflanzt mit Ballen sowie einem Stammumfang von 20 -

25 Zentimeter, gemessen in 1 Meter Höhe. Die Baumpflanzungen verteilen 

sich auf die Baugebiete wie folgt: 

im allgemeinen Wohngebiet WA 1: mindestens 12 Bäume 

im allgemeinen Wohngebiet WA 2, Baufeld 1: mindestens 16 Bäume 

im allgemeinen Wohngebiet WA 2, Baufeld 2: mindestens 5 Bäume 

im allgemeinen Wohngebiet WA 2, Baufeld 3: mindestens 6 Bäume 

Bei Baumpflanzungen ist die Liste der Zukunftsbäume (Kategorie 1) der 

Landeshauptstadt Düsseldorf zu beachten. 

Zur Abgrenzung und zur Sicherstellung einer qualitätvollen Grüngestaltung 

wird zwischen der öffentlichen Grünfläche und den privaten Gartenflächen 

eine Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be­

pflanzungen festgesetzt. Mit der gleichen Zielsetzung wird auch zwischen 

den Baugebieten WA 1 und WA 2, zwischen dem Baugebiet WA 2 und dem 

angrenzenden baulichen Bestand sowie zwischen Baufeld 1 und Baufeld 2 

eine Fläche für Bepflanzungen definiert. 
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Die zeichnerisch festgesetzten Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen in den allgemeinen Wohngebie­

ten WA 1 und WA 2 sind als freiwachsende Niederhecke mit einer Wuchs­

höhe von bis zu 3,0 Meter zu bepflanzen. Diese Hecke ist wie folgt zu 

pflanzen: Je nach Breite 1- bis mehrreihige Pflanzung aus standortgerech­

ten, heimischen Laubgehölzen, Pflanzabstand in der Reihe bis zu 1,5 Me­

ter, Reihenabstand bis zu 1,0 Meter und Pflanzungen von Einzelsträuchern. 

Für die Bepflanzung sind folgende Qualitäten zu beachten: Solitär oder 

Heister, 3-mal verpflanzt mit Ballen oder im Container sowie eine Höhe 

von 125 Zentimeter bis 175 Zentimeter. Der Randsaum ist mit niedrigen 

Laubsträuchern, flächigen Bodendeckern oder Stauden zu bepflanzen. 

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche mit Pflanzgebot parallel zu der mit GF 

festgesetzten Fläche im allgemeinen Wohngebiet WA 2 soll den Erschlie­

ßungsweg zur öffentlichen Grünfläche von den angrenzenden privaten Gar­

tenflächen abgrenzen und eine auch gestalterisch qualitätvolle Einfassung 

sicherstellen. 

Für diese Fläche mit Pflanzgebot wird folgendes festgesetzt: Pflanzung ei­

ner Formschnitthecke aus Hainbuchen mit Endhöhe von bis zu 150 Zenti­

meter sowie 4 Heckenpflanzen je laufender Meter. Für die Bepflanzung 

sind folgende Qualitäten zu beachten: 2-mal verpflanzte Heckenpflanzen 

mit Ballen, Höhe mindestens 125 bis 150 Zentimeter. Die Seitenfläche der 

geschnittenen Hecke muss von der GF-Fläche und zu Feuerwehrbewe­

gungsflächen einen Abstand von mindestens 30 Zentimeter einhalten. 

Bei Pflanzung auf Tiefgaragendecken gilt auch die Höhe des Baumwertes, 

wenn 130 Zentimeter Substratstärke und 50 Kubikmeter Substrat je Baum 

nachgewiesen werden. 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Rechtlich besteht keine Verpflichtung, Eingriffe, die aufgrund der Aufstel­

lung dieses Bebauungsplanes der Innenentwicklung gemäß Paragraf 13 a 

BauGB zu erwart�n sind, auszugleichen. Die im Grünordnungsplan enthal­

tene Gegenüberstellung der ökologischen Wertigkeit von Bestand und Pla-
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nung dient aber dazu, die Auswirkungen der Planung auf die Biotopsituati­

on zu verdeutlichen und in die Abwägung einzustellen. Im vorliegenden 

Fall schließt die Bilanz mit einem leichten Plus ab. Die Eingriffe in den sat­

zungsgeschützten Baumbestand sind jedoch nicht Teil der Bilanzierung und 

wurden separat nach den Bestimmungen der Baumschutzsatzung bewer­

tet. Die Baumverluste werden im Plangebiet ausgeglichen. Für vier Stra­

ßenbäume erfolgt eine Ausgleichszahlung. 

4.16.2 Überdeckung von Tiefgaragen 

Im Bereich der Tiefgaragen wird in den allgemeinen Wohngebieten eine 

Mindestüberdeckung (Substrataufbau auf der Decke der Tiefgarage) von 

mindestens 80 Zentimeter (zuzüglich einer Drainschicht) festgesetzt, so 

dass auch die unterbauten Grundstücksflächen für eine qualitätvolle Grün­

gestaltung zur Verfügung stehen. Für Baumpfl�nzungen wird geregelt, 

dass die Stärke der Bodensubstratschicht mindestens 130 Zentimeter (zu­

züglich einer Drainschicht) betragen und ein durchwurzelbares Volumen 

von mindestens 50 Kubikmeter je Baumstandort vorgehalten werden 

muss. Mit diesen Regelungen können die notwendigen Grundlagen für eine 

vitale Entwicklung von Bäumen im Plangebiet gesichert werden. Ein hohes 

durchwurzelbares Substratvolumen ermöglicht ein besseres Wurzelwachs­

tum und verbessert somit die Standfestigkeit sowie die Nährstoff- und 

Wasserversorgung. 

Ausnahmsweise wird auf maximal 5 Prozent der Grundstücksfläche eine 

abweichende Stärke der Bodensubstratschicht zugelassen. Somit kann si­

chergestellt werden, dass insbesondere die Zuwegung zu Hauseingängen 

oder auch Aufstellflächen für die Rettungsfahrzeuge in den rückwärtigen 

Bereichen, unter Wahrung der festgesetzten Regelungen, hergestellt wer­

den können. Die erforderlichen Bewegungs- und Aufstellflächen für die 

Feuerwehr sollen freiflächenverträglich gestaltet werden. 

4.16.3 Dachbegrünungen 

Zur Verbesserung des Mikroklimas im Plangebiet wird weiter festgesetzt, 

dass in den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 flache sowie flach 

geneigte Dächer (bis 15 Grad), soweit brandschutztechnische Bestimmun-
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gen nicht entgegenstehen und soweit sie nicht Belichtungszwecken dienen, 

mit einer standortgerechten Vegetation extensiv zu begrünen sind. Diese 

Festsetzung gilt für folgende überbaubare Grundstücksflächen: 

- Die mit IV-Geschossen gekennzeichneten Flächen entlang des Nieder­

kasseler Lohwegs

- Die mit VI-Geschossen gekennzeichneten Flächen entlang der Han­

saallee sowie die östliche, direkt an die Hansaallee angrenzende Fläche

mit IV-Geschossen

Mit dieser Regelung wird sichergestellt, dass die darunterliegenden Dach­

flächen als qualitätvoller wohnungsbezogener Freiraum in Form einer 

Dachterrasse ausgebildet werden können. Die Vegetationstragschicht muss 

mindestens 12 Zentimeter stark sein. Von der Dachbegrünung ausge­

nommen sind verglaste Flächen und technische Aufbauten soweit sie ge­

mäß anderer Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig sind. Diese Aus­

nahme von der Verpflichtung zur Begrünung gilt nicht für aufgeständerte 

Photovoltaikanlagen. 

Der Begrünungsaufbau, die verwendeten Materialien und Substrate für die 

Dach- und Tiefgaragenbegrünung sind gemäß der jeweils bei Einreichung 

des Bauantrages als Richtlinie eingeführten Fassung der FLL-Richtlinie 

(Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege von Dachbegrünungen 

der Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e. V., 

Bonn) vorzusehen. 

4.16.4 Erhalt von Begrünung 

Um die Begrünung mit Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

insbesondere in den Freiflächen langfristig zu sichern, wird festgesetzt, 

dass sie dauerhaft zu erhalten und bei Ausfall zu ersetzen ist. 

4.16.5 Abstand baulicher Anlagen zur öffentlichen Grünfläche 

Im Rahmen der Planung wurde die Anordnung von Gebäuden und Tiefga­

ragen für Teile des Plangebiets geprüft. Die Konzeption für die Gebäude­

stellung sieht die Anordnung L-förmiger Gebäudekörper vor, die eine Aus-
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bildung größerer, zusammenhängender Freiflächen erlaubt und gleichzeitig 

eine optimierte Ausnutzung der vorhandenen Grundstückstiefen ermög­

licht. Die Prüfung zeigte auch, dass in Teilen aufgrund des Grundstückszu­

schnitts sowie aufgrund der gewandelten Anforderungen an unterirdische 

Nutzflächen (Mieterkeller, Fahrradstellplätze, Technikräume, Stellplatzflä­

chen et cetera) eine größere Unterbauung der Grundstücke erforderlich 

werden kann. Dies soll der Bebauungsplan als Angebot ermöglichen. zu­

gleich soll jedoch der Bestand an grenzständig stehenden Bäumen in der 

öffentlichen Grünfläche erhalten werden. Zum Schutz der Bäume erhalten 

die Gebäude und Tiefgaragen deshalb einen Abstand zur öffentlichen Grün­

fläche. 

Vor diesem Hintergrund erfolgt eine Regelung über zeichnerische Festset­

zungen der überbaubaren Grundstücksfläche mit Baugrenzen, die entspre­

chend im Bebauungsplan verortet werden. Hierbei wird im Vergleich zum 

Bestand ein größerer Abstand zur Grundstücksgrenze berücksichtigt. Er­

gänzend wird für Tiefgaragen über eine textliche Festsetzung definiert, 

dass sie einen Abstand von mindestens 5 Meter zur Grundstücksgrenze der 

öffentlichen Grünfläche einzuhalten haben. Zur besseren Lesbarkeit erfolgt 

ergänzend auch ein zeichnerischer Hinweis. 

In den textlichen Festsetzungen besteht für die östliche Grundstücksgren­

ze des WA 1 hierbei eine Ausnahme. Aufgrund des schmalen Zugangs vom 

Niederkasseler Lohweg zur öffentlichen Grünfläche besteht hier nur die 

Möglichkeit einer kleinteiligen Begrünung. Bäume bestehen hier nicht, 

neue Baumpflanzungen sind ebenfalls nicht realisierbar. Dadurch ist hier 

ein 5-Meter-Abstand der Tiefgarage zur Grundstücksgrenze der öffentli­

chen Grünfläche nicht erforderlich. Insgesamt bietet die Regelung im 

Rahmen der nachfolgenden Detailplanung eine ausreichende Flexibilität für 

die Anordnung der Tiefgaragen auf den Baugrundstücken. 

4.16.6 Einfriedung 

Der städtebauliche Entwurf sieht für die rückwärtigen, straßenabgewand­

ten Bereiche großzügige Freiraum- und Terrassenflächen für die Wohnnut­

zung vor. Hier soll für die Bewohner die Ausbildung von privaten, begrün-
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ten Freiräumen möglich sein. Deshalb sind Einfriedungen von Freiflächen, 

die Erdgeschosswohnungen zugeordnet sind, nur in Form von Hecken­

pflanzungen aus Laubgehölzen bis zu einer Höhe von 1,50 Meter Höhe zu­

lässig. Zusätzlich ist auch die Errichtung eines Zauns mit einer Höhe von 

maximal 1,50 Meter zulässig. So kann das individuelle Bedürfnis nach 

Schutz der Privatsphäre mit der angestrebten, offenen und großzügigen 

Gesamtwirkung verbunden werden. 

Entlang der Grundstücksgrenzen der festgesetzten allgemeinen Wohnge­

biete WA 1 und WA 2 sind zur öffentlichen Grünfläche nur Einfriedungen 

durch Zäune mit einer Höhe von maximal 1,80 Meter zulässig. Ergänzend 

werden auch Einfriedungen aus Zaun-Hecken-Kombinationen mit Laubge­

hölzen gleicher Höhe als zulässig festgesetzt. Einfriedungen zu öffentlichen 

Verkehrsflächen sollen dagegen unzulässig sein. Das heutige Erschei­

nungsbild des Quartiers, das sich weitgehend offen und ohne Einfriedun­

gen präsentiert, soll so in seiner stadträumlichen Wirkung erhalten blei­

ben. 

4.16. 7 Kinderspiel / Spielflächennachweis 

Der Bebauungsplan schafft Baurecht für circa 230 Wohneinheiten, davon 

circa 150 auf den Flächen des Investors. Im Bestand sind insgesamt 105 

Wohneinheiten vorhanden. Der Bestand und die Erhöhung der Anzahl an 

Wohneinheiten um circa 125 lösen einen Bedarf an öffentlichen und priva­

ten Grün- und Kinderspielflächen aus. 

Nachweis öffentlicher Kinderspielplatz 

Der Bebauungsplan weist die vorhandene öffentliche Grünfläche mit der 

Zweckbestimmung 11Kinderspielplatz" aus, wodurch eine langfristige bau­

und planungsrechtliche Sicherung erfolgt. Der Spielplatz ist für Kinder aus 

dem Plangebiet über den Zugang vom Niederkasseler Lohweg oder die 

Hansaallee (über eine mit einen Gehrecht für die Allgemeinheit belastete 

Fläche) gefahrlos erreichbar. Trotz der Erhöhung der Zahl der Wohneinhei­

ten und damit der Einwohnerzahl gilt die quantitative Versorgung mit öf­

fentlichen Spielflächen wegen der direkten Nachbarschaft zu den Bauge­

bieten als gesichert. Über eine Ausgleichszahlung durch den Investor wird 
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das Spielangebot qualitativ verbessert. Hierzu erfolgen vertragliche Rege­

lungen. 

Nachweis private Spielflächen 

Gemäß Paragraf 9 Absatz 2 Bauordnung NRW und der Spielplatzsatzung 

der Landeshauptstadt Düsseldorf sind private Kinderspielflächen für Klein­

kinder für Mehrfamilienhäuser ab 3 Wohneinheiten nachzuweisen. Im 

Grünordnungsplan wird der Flächennachweis für das Gebiet WA 1 und 

WA 2 (Baufeld 1) geführt. Der Bedarf liegt bei 755 Quadratmetern (151 

WE x 5 Quadratmeter). Aus verschiedenen bau- und erschließungstechni­

schen Gründen können die Spielflächen jedoch in den WA-Gebieten nicht 

fachlich sinnvoll nachgewiesen werden. Für die Ausnahme von der Ver­

pflichtung ist vom Investor eine zweckgebundene Ausgleichszahlung für 

die Aufwertung des öffentlichen Kinderspielplatzes im Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes zu leisten. Der Richtwert für .die Herstellung von Spielflä­

chen liegt bei 100,00 Euro je Quadratmeter. Im städtebaulichen Vertrag 

wird die Zahlung eines Betrages geregelt. Mit diesen Mitteln soll die Bau­

maßnahme dann durch das Garten-, Friedhofs- und Forstamt der Landes­

hauptstadt Düsseldorf umgesetzt werden. 

Für das Baugebiet WA 2 (Baufelder 2 und 3) sind die privaten Spielflächen 

in einem zukünftigen Baugenehmigungsverfahren auf den jeweiligen Bau­

grundstücken nachzuweisen. 

4.16.8 Grünplanerische Begleitung 

Die Gestaltungs- und Ausführungsplanung der Grünflächen erfolgt durch 

ein qualifiziertes Fachplanungsbüro und wird mit dem Garten-, Friedhofs­

und Forstamt der Landeshauptstadt Düsseldorf als Fachbehörde abge­

stimmt. 

4.17 Artenschutz 

Eine artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP) für das Plangebiet liegt vor 

(Raskin ASP 1, Februar 2015 und Raskin ASP 1 Ergänzung, Februar 2018). 

Eine Nutzung der Gebäude im Plangebiet durch planungsrelevante oder 

andere, besonders geschützte Brutvogelarten ist nach der Gebäudebege-
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hung weitgehend auszuschließen. Jedoch ist durch den Rückbau der Ge­

bäude und die Gehölzentnahme eine potenzielle Zerstörung von Brutstät­

ten möglich. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschalt (Paragraf 9 Absatz 1 Nummer 20 BauGB) 

werden getroffen. Eine vertiefende Art zu Art Betrachtung mit Erfassungen 

(ASP Stufe 2) ist nicht erforderlich. 

Verminderungsmaßnahmen: 

Im Bebauungsplan wird der Einbau von Fassadenquartieren für Fledermäu­

se, den Haussperling und den Mauersegler festgesetzt, die als Ersatzquar­

tiere dienen sollen. Die Maßnahmen werden im Rahmen des jeweiligen 

Baugenehmigungsverfahrens mit der Unteren Naturschutzbehörde abge­

stimmt. Eine Beschreibung der Maßnahmen findet sich im Kapitel 5 „Um­

weltbelange" unter Punkt 5.2 „Natur und Freiraum". Die im Bebauungsplan 

festgesetzten Begrünungsmaßnahmen bieten nach der Realisierung der 

Planung ebenfalls neue Lebensräume. 

Im Bebauungsplan wurde ein Hinweis aufgenommen, das gemäß den ge­

setzlichen Vorgaben des Paragraf 39 Absatz 5 BNatSchG notwendige 

Baumfällungen und Gehölzrodungen nur außerhalb der Brutzeiten, also 

vom 1. Oktober bis zum 28. (29.) Februar, zulässig sind. 

4.18 Kampfmittel 

Die Existenz von Kampfmitteln kann im Plangebiet nicht gänzlich ausge­

schlossen werden. Der Bebauungsplan enthält daher einen Hinweis, dass 

vor Baubeginn der Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen und 

beteiligen ist. 

4.19 Denkmalschutz 

Es gibt keine denkmalgeschützten Gebäude im Plangebiet. Hinweise auf 

Bodendenkmäler liegen ebenfalls nicht vor. Der Bebauungsplan enthält ei­

nen Hinweis zum Umgang und Verhalten bei archäologischen Bodenfun­

den. 
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4.20 Gestalterische Festsetzungen 

4.20.1 Dachform 

Um die angestrebte einheitliche Gestaltung des Plangebiets auch im Er­

scheinungsbild der Dachlandschaft zu sichern, wird im Bebauungsplan ge­

regelt, dass nur flache oder flach geneigte Dächer mit einer Neigung von 

maximal 15 Grad zulässig sind. 

4.20.2 Bewegliche Abfallbehälter und Großmüllbehälter 

Die Freiflächenqualität soll auch durch gegebenenfalls oberirdisch aufge­

stellte, bewegliche Abfallbehälter nicht beeinträchtigt werden. Auch wenn 

die Planung primär eine unterirdische Anordnung vorsieht, werden für den 

Zeitpunkt des Abtransportes oberirdische Aufstellbereiche erforderlich. 

Diese sollen sich qualitätvoll integrieren und den Charakter und das Er­

scheinungsbild der Freiflächengestaltung nicht beeinträchtigen. Deshalb 

wird geregelt, dass Aufstellplätze für bewegliche Abfallbehälter und Groß­

müllbehälter in Tiefgaragen oder Gebäuden zu integrieren sind oder durch 

bauliche oder gärtnerische Maßnahmen (zum Beispiel Hecken oder 

Strauchpflanzungen) so abzuschirmen sind, dass sie nicht eingesehen 

werden können. 

5. Umweltbelange

Im folgenden wird die Umwelt im Einwirkungsbereich des Vorhabens je 

Schutzgut beschrieben. Es werden die aus dem Festsetzungsumfang des 

Planes resultierenden Eingriffe dargestellt, die nachteiligen Umweltauswir­

kungen herausgearbeitet sowie mögliche Vermeidungsstrategien aufge­

zeigt. Aufgrund der Durchführung des Bebauungsplans im beschleunigten 

Verfahren gemäß Paragraf 13 a Baugesetzbuch (BauGB) ist die Erstellung 

eines Umweltberichts zum Bebauungsplan gemäß Paragraf 2 a BauGB 

nicht erforderlich. Gleichwohl sind die Umweltbelange darzulegen und in 

den planerischen Abwägungsprozess einzustellen. 
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Verkehrs- und Schienenlärmsituation 

Das Plangebiet wird maßgeblich durch den Straßen- und Schienenver­

kehrslärm der Hansaallee sowie durch den Niederkasseler Lohweg und un­

tergeordnet durch die Amboßstraße belastet. 

Die Ergebnisse des vorliegenden Gutachtens (Peutz Consult: Schalltechni­

sche Untersuchung zum Bebauungsplan Nummer 04/007 Hansaallee Nie­

derkasseler Lohweg in Düsseldorf, 23.05.2017) zeigen, dass die Verkehrs­

lärmbelastungen im Kreuzungsbereich zum Niederkasseler Lohweg bei bis 

zu 69 dB(A) am Tag und bis zu 62 dB(A) in der Nacht liegen. Die Lärmbe­

lastung entspricht hier dem Beurteilungspegel (BP) � 68 dB(A) entspre­

chend dem Lärmpegelbereich V gemäß DIN 4109 (Schallschutz im Hoch­

bau). 

Eine Gesundheitsgefährdung kann bei Außenlärmpegeln von über 70 dB(A) 

am Tag und über 60 dB(A) in der Nacht nicht ausgeschlossen werden. Ins­

besondere an der Hansaallee ergeben sich nachts Beurteilungspegel ober­

halb von 60 dB(A). Entlang des Niederkasseler Lohwegs ergeben sich Be­

urteilungspegel von bis zu 61 dB(A) am Tag und bis zu 54 dB(A) in der 

Nacht. 

Die schalltechnischen Orientierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005 

(Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) 

tags und 45 dB(A) nachts werden überschritten. Entlang der Hansaallee 

tagsüber mit bis zu 14 dB(A) und nachts mit bis zu 17 dB(A) erheblich; am 

Niederkassler Lohweg um bis zu 6 dB(A) am Tag und bis zu 9 dB(A) in der 

Nacht. 

Grundsätzlich ist bei den vorliegenden Lärmbelastungen eine geschlossene 

Gebäudestellung sinnvoll um einen ruhigen rückwärtigen Bereich zu erzie­

len. Im Bebauungsplan werden entlang der Hansaallee die Gebäudekom­

plexe in den Baufenstern mit einem Abstand von bis zu 20 Metern zur 

Straße geplant. Anhand des Gutachtens (Anlage 4.5) ist deutlich zu erken-
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nen, dass der Schall durch die Gebäudelücken einen Einfluss auf die seitli­

chen Gebäudefassaden und den Innenbereich des Plangebiets aufweist (BP 

?: 63 dB(A) und nachts ?: 55 dB(A)). 

Maßnahmen zum Schutz vor Verkehrslärm 

Für schutzbedürftige Aufenthaltsräume sind technische Vorkehrungen ge­

mäß der jeweils bei Einreichung des Bauantrags als technische Baube­

stimmung eingeführten Fassung der DIN 4109 vorzusehen. 

Aktive Schallschutzmaßnahmen zur Minderung der Verkehrslärmimmissio.­

nen sind im Plangebiet ausgeschlossen, da diese nur in Form von Lärm­

schutzwänden entlang der Straßen möglich wären. Dies stellt städtebaulich 

keine vertretbare Lösung dar. Aufgrund der Überschreitungen der Orientie­

rungswerte sind Schallschutzmaßnahmen umzusetzen. 

Die zur Hansaallee relativ geschlossene Gebäudestellung übernimmt eine 

abschirmende Funktion, wodurch der schalltechnische Orientierungswert 

von 55 dB(A) tags nach Realisierung der Bebauung im rückwärtigen Be­

reich eingehalten wird. Aus der gutachterlichen Einschätzung ist ersicht­

lich, dass zwischen den Einzelgebäuden der Verkehrslärm mit Werten bis 

zu 63 dB(A) am Tag und 57dB(A) in der Nacht bis an die seitlichen und 

rückwärtigen Gebäudefassaden sowie in den Außenbereich hineinreicht. 

Nach den durchgeführten Untersuchungen existieren im Plangebiet Schall­

schutzanforderungen der Anforderungsgruppen BP63/55 und BP68. Dabei 

ist zu beachten, dass die Anforderungen bis einschließlich 65 dB(A) für 

Wohnnutzung in der Regel keine „echten" Anforderungen an die Fassaden­

dämmung darstellen. Diese Anforderungen werden heute normalerweise 

bereits von aus Wärmeschutzgründen erforderlichen Isolierglasfenstern bei 

üblicher Massivbauweise und bei entsprechendem Flächenverhältnis von 

Außenwand zu Fenster erfüllt. 

Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass öffenbare Fenster oder sonstige 

Öffnungen zu Aufenthaltsräumen von Wohnungen an den Fassaden mit ei­

ner Lärmbelastung ?: 68 dB(A) nur zulässig sind, wenn mindestens die 
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Hälfte der Aufenthaltsräume einer Wohnung über ein öffenbares Fenster 

oder sonstige Öffnung zu einer Fassade mit Beurteilungspegeln � 62 dB(A) 

verfügt. 

Für Aufenthalts- und Übernachtungsräume in Wohnungen und bei Über­

nachtungsräumen in Kindertagesstätten, die nur Fenster zu Fassaden mit 

den Beurteilungspegeln von mindestens 63 dB(A) bei Tag und mindestens 

55 dB(A) bei Nacht haben, muss ein ausreichender Mindestluftwechsel bei 

geschlossenen Fenstern gesichert sein. Die Gewährleistung von gesunden 

Wohnverhältnissen durch mechanische Belüftung stellt heute keine beson­

deren technischen Anforderungen dar. Es ist zu gewährleisten, dass die 

durch Schallschutzmaßnahmen erzielte Lärmdämmung nicht beeinträchtigt 

wird. 

Durch geeignete Schallminderungsmaßnahmen können Immissionskonflik­

te durch Verkehrslärm an den betroffenen Gebäuden weitgehend reduziert 

werden. Ausnahmen von der Festsetzung können zugelassen werden, 

wenn durch anerkannte Sachverständige für Schallschutz nachgewiesen 

wird, dass andere geeignete Maßnahmen ausreichen. Im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahrens ist vom Bauherrn/ Antragsteller der Nachweis 

der konkret erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu erbringen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es guter Lösungsmöglichkeiten für die 

Darstellung einer lärmoptimierte Grundrissgestaltung im Eckbereich Nie­

derkasseler Lohweg / Hansaallee bedarf. 

Betrachtung der planinduzierten Verkehre auf den Bestand 

Anhand der neu geplanten Tiefgaragen mit 140 Stellplätzen wurden gemäß 

Parkplatzlärmstudie Verkehrsmengen als Zusatzverkehre ermittelt. Aus der 

zusätzlichen Verkehrsmenge von 363 Kfz pro 24 Stunden durch das Bau­

vorhaben ergibt sich auf der Hansaallee eine Erhöhung der Emissionen von 

+ 0,1 dB(A).

An der Amboßstraße ergibt sich durch die zugehörigen Tiefgaragen­

Stellplätze ein lokaler Mehrverkehr von 128 Kfz pro 24 Stunden mit einer 
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Erhöhung der Emissionen um + 0,7 dB(A). Da die Emissionen der Han­

saallee an dieser Stelle pegelbestimmend sind, führt diese Emissionserhö­

hung aber nicht zu einer gleichhohen Erhöhung der Immissionen an den 

nächstgelegenen Gebäuden. 

Die bestehende Wohnbebauung wird im Bereich der Hansaallee durch Er­

satzneubauten mit geänderter Lage ersetzt. Da die durch die heutige Be­

bauung verursachten Verkehre nicht gegengerechnet wurden und die Ge­

samtsituation nahezu unverändert ist, werden sich nur lokal im Bereich der 

Tiefgaragenausfahrten Mehrverkehre ergeben. Diese liegen deutlich unter­

halb von 1 dB(A). 

Tiefgaragenzufahrten 

Bei rein zu Wohnzwecken genutzten Tiefgaragen wird die TA Lärm hilfs­

weise zur Beurteilung herangezogen. An allen Immissionsorten außerhalb 

des Plangebiets wird der Immissionsrichtwert der TA Lärm eingehalten. Ei­

ne Untersuchung der Auswirkungen auf die geplante Bebauung erfolgte 

nicht und soll erst bei Vorliegen einer genaueren Planung untersucht wer­

den. Das Gutachten empfiehlt vorsorglich, für den Nahbereich der Tiefga­

ragen- Ein- u'nd Ausfahrten, keine Fenster von Schlafräumen einzuplanen. 

b) Gewerbeemissionen

Die im Plangebiet vorhandene gewerbliche Nutzung (Innenausstat­

ter/Maler-Betrieb) ist nach geltendem Baurecht (Bebauungsplan Nummer 

5178/36) zulässig. Auf Grund der Ausweisung als allgemeines Wohngebiet 

wird diese Nutzung (nichtstörendes Gewerbe) auch weiterhin zulässig sein. 

Eine gutachterliche Betrachtung ist somit nicht erforderlich. Die dem Be­

trieb zugehörige, eingeschossige Halle genießt nach heutigen rechtlichen 

Gegebenheiten Bestandsschutz. Dieser bleibt im Rahmen der rechtlichen 

Gegebenheiten weiterhin bestehen. 

Die weiteren Gewerbenutzungen innerhalb der Blockrandbebauung (zum 

Beispiel Sportstraße 15) sowie die Büronutzung auf der gegenüberliegen­

den Straßenseite der Hansaallee sind nach heutigen Gesichtspunkten mit 

der Planung verträglich und schalltechnisch nicht zu untersu·chen. 
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c) Elektromagnetische Felder (EMF)

Es befindet sich eine Transformatorstation im Plangebiet. Der Einwir­

kungsbereich einer solchen Niederfrequenzanlage nach der Verordnung 

über elektromagnetische Felder (26. BimSchV) beschreibt den Bereich, in 

dem die Anlage einen sich signifikant von der Hintergrundbelastung abhe­

benden Immissionsbeitrag verursacht. Gemäß den Hinweisen zur Durch­

führung der Verordnung über elektromagnetische Felder (RdErl. des Minis­

teriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher­

schutz vom 09.11.2004) beträgt der Einwirkungsbereich 5 Meter um die 

Anlage. Um keine nachteiligen Umweltauswirkungen für schützenswerte 

Nutzungen (Wohnen et cetera) zu erwarten, sollte beim Erhalt der Trans­

formatorstation dieser Mindestabstand für die weiteren Planungen berück­

sichtigt werden. Zusätzlich befinden sich die Fahrdrähte im Bereich der 

Straßenbahngleise angrenzend an das Plangebiet. In direkter Nähe solcher 

Verkehrsstrecken treten nur geringe elektromagnetische Felder auf. 

Falls weitere Transformatorenstationen zur Nahversorgung notwendig 

werden, sollten diese nicht in der unmittelbaren Nähe sensibler Nutzungen 

(Wohnungen) angeordnet werden. Insbesondere ist auch eine Anordnung 

in Kellerräumen von Wohngebäuden zu vermeiden. Wenn die Vorgaben 

der 26. BimSchV, des Abstandserlasses NRW von 2007 sowie die Hinweise 

zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder (RdErl. 

des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver­

braucherschutz vom 09.11.2004) beim Neubau und bei Heranrücken der 

schützenswerten Nutzungen an bestehende Anlagen berücksichtigt wer­

den, sind keine nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine über 

diese Vorgaben hinausgehende Minimierung von Strahlenbelastungen ist 

aus Vorsorgegründen jedoch empfehlenswert. 

d) Störfallbetriebsbereiche

Im Plangebiet und unmittelbar angrenzend sind keine Störfallbetriebsbe­

reiche bekannt, die unter die Vorgaben der 12. Bundesimmissionsschutz­

verordnung (Störfallverordnung) fallen. 

Die Landeshauptstadt Düsseldorf hat für die Störfallbetriebe die "ange-
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messenen Abstände" mit Detailkenntnissen im Sinne der Seveso-II­

Richtlinie und der Störfallverordnung ermittelt. Die Begutachtung erfolgte 

im Jahr 2013 durch die TÜV Nord Systems GmbH & Co. KG. Das wesentli­

che Ergebnis ist in der „Managementfassung" des Gutachtens zur Verträg­

lichkeit von Störfallbetriebsbereichen im Stadtgebiet Düsseldorf (Landes­

hauptstadt Düsseldorf, August 2014) zusammengefasst. Seit der Begut­

achtung im Jahr 2013 ist die Seveso-III-Richtlinie als europäische Rah­

mengesetzgebung in Kraft getreten. Eine Umsetzung in nationales Recht 

ist im März 2017 erfolgt. 

Im Jahr 2019 hat die Stadt Düsseldorf die Zahl der ansässigen Betriebe 

mit Störfallbetriebsbereichen aktuell verifiziert. Gemäß des „Kartographi­

schen Abbildungssystems für Betriebsbereiche und Anlagen nach der Stör­

fallverordnung" (KABAS), welches durch das „Landesamt für Umwelt, Na­

tur- und Verbraucherschutz" (LANUV) gepflegt wird, sind alle bekannten, 

außerhalb des Plangebiets gelegenen Störfallbetriebsbereiche für die Pla­

nung nicht relevant. Die sogenannten „angemessenen Abstände" werden 

eingehalten. 

e) Beseitigung und Verwertung von Abfällen

Für die im Zuge der Maßnahme niederzulegenden Gebäude ist eine Ab­

bruchgenehmigung erforderlich. In dieser werden Bedingungen für den 

möglichst störungsfreien und verträglichen Abbruchvorgang (unter ande­

rem Lärm, Staubentwicklung, Transport, Wiederverwertung) formuliert. 

Möglicherweise belastete Materialien unterliegen der abfallrechtlichen Kon­

trolle durch das Umweltamt. 

Die· Entsorgung und Verwertung von Abfällen und Wertstoffen ist über die 

hierzu bestehende Infrastruktur gesichert. Weitere Regelungen zur Entsor­

gung, zum Beispiel Depotcontainerstandorte und deren Herstellung werden 

im städtebaulichen Vertrag getroffen. 

f) Besonnung

Zur Schaffung gesunder Wohnverhältnisse nach Paragraf 1 Absatz 6 

Nummer 1 BauGB ist die gegenseitige Verschattung innerhalb eines Bau-
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gebietes sowie der angrenzenden Bestandsbebauung zu vermeiden. Er­

gänzend zu Paragraf 47 Absatz 2 der Bauordnung NRW ( eine reine Nordla­

ge aller Wohn- und Schlafräume ist unzulässig) wird hierzu die DIN 5034-1 

(Tageslicht in Innenräumen - Allgemeine Anforderungen) hilfsweise als 

Beurteilungsmaßstab herangezogen. Nach DIN 5034-1 gilt eine Wohnung 

als ausreichend besonnt, wenn am 17. Januar in ihr mindestens ein Auf­

enthaltsraum 1 Stunde besonnt wird. 

Zur Berücksichtigung dieser Vorgaben sind ausreichende Abstände zwi­

schen den einzelnen geplanten Baukörpern einerseits sowie zwischen den 

geplanten Baukörpern und der Bestandsbebauung andererseits einzuhal­

ten. Über den Grundriss der einzelnen Wohnungen sollte sichergestellt 

werden, dass mindestens jeweils ein Aufenthaltsraum entsprechend der 

DIN 5034-1 ausreichend besonnt wird. 

Für die Bebauung entlang der Hansaallee ist aufgrund der Lärmproblema­

tik zu erwarten, dass Wohnräume vorwiegend nach Norden ausgerichtet 

werden, um lärmoptimierte Grundrisse herzustellen. Außerdem kann es 

aufgrund der Kubatur der Gebäudekörper entlang der Hansaallee zu einer 

Eigenverschattung kommen. Insbesondere für den mittleren rückwärtig 

auskragenden Gebäudeteil an der Bebauung entlang der Hansaallee ist 

über den Zuschnitt der einzelnen Wohnungen sicher zu stellen, dass min­

destens jeweils ein Wohnraum entsprechend der DIN 5034-1 ausreichend 

belichtet wird. Dadurch ist die Einhaltung gesunder Wohn- und Arbeitsver­

hältnisse gewährleistet. 

5.2 Natur und Freiraum 

a) Flächennutzung- und -versiegelung

Im derzeit rechtsgültigen Bebauungsplan Nummer 5178/36 aus dem Jahr 

1971 sind die betrachten Flächen als allgemeines Wohngebiet.sowie als öf­

fentliche Grünfläche festgesetzt. Im Vergleich zur Bestandssituation ergibt 

sich durch die Planung eine Erhöhung der Versieglung von circa 5.400 

Quadratmeter auf circa 7 .000 Quadratmeter. Eine Änderung der bestehen­

den Grundflächenzahl (GRZ) aus dem Bebauungsplan Nummer 5178/36 ist 

allerdings nicht erforderlich, so dass eine GRZ von 0,4 bestehen bleibt. Im 
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Vergleich zum bislang geltenden Bebauungsplan erhöht sich die bisherige 

Geschossflächenzahl (GFZ), die derzeit 0,8 beträgt. Im Bebauungsplan 

wird sie zukünftig mit 1,3 (WA 1) und 1,7 (WA 2) festgesetzt. 

Für das Plangebiet wurde auch eine Versiegelungsbilanz erstellt, die die 

bislang vorhandene bauliche Situation der projektierten Bebauung auf der 

Grundlage des Bebauungsplanes gegenüberstellt. Demnach erhöht sich der 

Anteil der versiegelten Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 

um circa 8 Prozent. Des Weiteren ist davon auszugehen, dass sich die un­

versiegelte Fläche verringert (um circa 12 Prozent), da die Planung eine 

Zunahme teilversiegelter Flächen bedingt ( circa 4 Prozent). Dabei ist da­

rauf hinzuweisen, dass sich das Verhältnis von versiegelten zu unversiegel­

ten Flächen bei einem Angebotsbebauungsplan im Vorfeld nur näherungs­

weise bestimmen lässt. 

Nach Paragraf 9 Absatz 1 Bauordnung NRW sind die nicht überbauten Flä­

chen der bebauten Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder 

herzustellen, zu begrünen, zu bepflanzen und so zu unterhalten, soweit sie 

nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 

Versiegelungsbilanz 

err ie 3:eilve""F 

O/o :=S .1ege.1t 

:(_m�= 

Bestand 5.400 29 0 

Planung 7.000 37 750 

0/o-Bilanz -

b) Tiere, Pflanzen und Landschaft

unver- Sum-

O/o siegelt O/o me 

(m2) (m2) 

0 13.600 71 19.000 

4 11.250 59 19.000 

:=:::+=4= -12

Das Plangebiet liegt außerhalb des Geltungsbereiches des Landschaftspla­

nes der Stadt Düsseldorf. Natur- oder Landschaftsschutzgebiete sind nicht

festgesetzt. Im Plangebiet und dessen Umgebung liegen keine gemeldeten

und von der EU-Kommission ausgewiesenen Fauna-Flora-Habitat-Gebiete

(FFH-Gebiete) und Vogelschutzgebiete. Der gesamtstädtische Grünord­

nungsplan (GOP I) trifft für das Gebiet selbst keine Aussagen.
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Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 04/007 - Hansaallee / Nieder­

kassler Lohweg - wurden zur Beurteilung der umweltrelevanten Belange 

ein Grünordnungsplan (Friedrich Wittmann Landschaftsarchitekten: Grün­

ordnungsplan zum Bebauungsplan 04/007 Hansaallee - Niederkasseler 

Lohweg Landeshauptstadt Düsseldorf, Stadtbezirk 4, Stadtteil Heerdt, 

13.07.2017) sowie eine artenschutzrechtliche Prüfung (Raskin Umweltpla­

nung und Umweltberatung: Artenschutzfachliche Stellungnahme zur Ar­

tenschutzvorprüfung (ASP I), 23.02.2015 und Raskin Umweltplanung und 

Umweltberatung: Ergänzende Gebäudebegehung bezüglich Vorkommen 

planungsrelevanter Arten zum Bauvorhaben „Hansaallee" in Düsseldorf, 

28.02.2018) erstellt. 

Baumschutzsatzung 

Eine Bestandsaufnahme und Bewertung der satzungsgeschützten Bäume 

innerhalb des Plangebiets liegt vor. Die Beurteilung der Vitalität erfolgte 

mit einer 3-stufigen Ampelbewertung. Kartiert wurden insgesamt 70 Bäu­

me aus 8 verschiedenen Baumarten, die alle gemäß der Baumschutzsat­

zung der Stadt Düsseldorf satzungsgeschützt sind. 

Gemäß Paragraf 2 Absatz 1 der Baumschutzsatzung der Stadt Düsseldorf 

sind Bäume mit einem Stammumfang von 80 Zentimeter und mehr ge­

schützt. Mehrstämmige Bäume sind geschützt, sofern einer der einzelnen 

Stämme einen Umfang von 50 Zentimeter und mehr hat. Der Umfang der 

Bäume ist in einer Höhe von 100 Zentimeter über dem Erdboden zu mes­

sen. Nicht unter die Vorschrift dieser Satzung fallen Obstbäume mit Aus­

nahme von Walnussbäumen und Esskastanien. Für die von der Planung 

unmittelbar betroffenen Bäume ist Wertersatz entsprechend der Baum­

schutzsatzung zu leisten. Der Wertersatz kann zum Teil innerhalb des 

Plangebiets durch die Anpflanzung von Bäumen auf privaten Flächen nach­

gewiesen werden. Für nicht nachgewiesene Ersatzpflanzungen sind nach 

den Bestimmungen der Baumschutzsatzung zweckgebundene Ausgleichs­

zahlungen an die Stadt Düsseldorf zu leisten. Dies wird in der jeweiligen 

Baugenehmigung geregelt. Mit den Ausgleichszahlungen werden Pflanz-
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maßnahmen von Laubbäumen in öffentlichen Verkehrs- oder Grünflächen 

finanziert. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 entfallen 27 satzungs­

geschützte Bäume. Vier weitere städtische Straßenbäume entfallen im öf­

fentlichen Gehwegbereich. Durch die grünordnerischen Maßnahmen und 

Festsetzungen zur Bepflanzung ist der Ersatz für die zu fällenden sat­

zungsgeschützten Bäume möglich. Es sind mindestens 39 Neupflanzungen 

vorgesehen. Der restliche Ersatz erfolgt durch zweckgebundene Aus­

gleichszahlungen an die Stadt Düsseldorf. 

Festsetzungen zur Bepflanzung 

Die Bepflanzung der Baugebiete und die Begrünung der baulichen Anlagen 

erfolgt mit folgenden Zielen: 

Schaffung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

Gestaltung des Ortsbildes und Einbindung in die Umgebung 

Stadtökologische Gründe 

Umsetzung der Maßnahmenvorschläge aus der Artenschutzprüfung 

Hohe Begrünungsanteile wirken sich positiv auf die stadtökologischen 

Funktionen, wie zum Beispiel Staubbindung, Rückhaltung von Nieder­

schlagswasser, Verbesserung der mikroklimatischen Situation oder Schaf­

fung von Ersatzlebensräumen für spezialisierte Tier- und Pflanzenarten 

aus. 

Für das Plangebiet werden im Bebauungsplan textliche Festsetzungen zur 

Bepflanzung und zur Begrünung von baulichen Anlagen nach Paragraf 9 

Absatz 1 Nummer 25 BauGB getroffen. Es wird geregelt, dass die nicht 

überbauten Frei- und Grünflächen der allgemeinen Wohngebiete WA 1 und 

WA 2 zu begrünen sind. Angaben zur Pflanzqualität werden unter anderem 

im Grünordnungsplan getroffen. Die Pflanzqualitäten für Bäume werden 

mit einem Stammumfang von 20-25 Zentimeter festgesetzt. In allen Bau­

gebieten sind die Dachflächen extensiv zu begrünen. Bei der extensiven 

Dachbegrünung ist eine Substratstärke von 12 Zentimeter nachzuweisen. 

Tiefgaragendecken oder unterirdische Gebäudeteile sind mit einer mindes-
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tens 80 Zentimeter starken Substratschicht zuzüglich einer Drainschicht 

fachgerecht zu überdecken und für die vorgeschriebenen Baumpflanzun­

gen ist die Stärke der Bodensubstratschicht auf 130 Zentimeter zuzüglich 

einer Drainschicht anzusetzen. Dies ist für Wohngebiete und die geplante 

bauliche Dichte angemessen und ausreichend. Müllentsorgungseinrichtun­

gen- und Stellplätze sind mit Heckenpflanzungen zu begrünen. 

Spiel- und Freizeitflächen 

Im Plangebiet befindet sich der öffentliche Kinderspielplatz „Niederkasseler 

Lohweg". Dieser wird planungsrechtlich durch eine Ausweisung als Grün­

fläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz gesichert und im Rahmen der 

Ausführungsplanung funktional und gestalterisch aufgewertet. 

Zwischen Kinderspielplatz und Hansaallee besteht eine öffentliche Wege­

verbindung (Flurstück Nummer 13). Bei der städtebaulichen Planung ist 

ein öffentlicher Zugang in ausreichender und auch für Pflegefahrzeuge 

nutzbarer Breite zu sichern. Der Zugang sollte als öffentlicher Weg zum 

Kinderspielplatz deutlich erkennbar sein und aus Gründen der Verkehrssi­

cherungspflicht und Kriminalprävention offen und transparent gestaltet 

werden. 

c) Artenschutzrechtliche Prüfung

Die Notwendigkeit zur Durchführung einer artenschutzrechtlichen Prüfung

im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich aus den Artenschutzbestimmun­

gen der Paragrafen 44 und 45 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). Der

Prüfumfang einer artenschutzrechtlichen Prüfung umfasst europäische Vo­

gelarten und europäisch geschützte Fauna-Flora-Habitat Anhang-IV-Arten.

In Nordrhein-Westfalen wurde in diesem Zusammenhang der Begriff soge­

nannter „planungsrelevanter Arten" geprägt. Das LANUV bestimmt die für

NRW planungsrelevanten Arten nach einheitlichen naturschutzfachlichen

Kriterien.

Grundlage für die Beurteilung bildet die Handlungsempfehlung „Arten­

schutz in der Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von 
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Vorhaben" des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Na­

tur- und Verbraucherschutz NRW vom 22.12.2010. 

Zur naturschutzfachlichen Prüfung gemäß Paragraf 44 Absatz 1 und Absatz 

5 BNatSchG der Eingriffserheblichkeit im Rahmen des Planverfahrens zum 

Bebauungsplan Nummer 04/007 - Hansaallee / Niederkasseler Lohweg -

wurde eine „artenschutzrechtliche Vorprüfung" durchgeführt (Raskin ASP I, 

Februar 2015 und Raskin ASP I Ergänzung, Februar 2018). Eine Nutzung 

der Gebäude durch planungsrelevante oder andere, besonders geschützte 

Fledermaus- und Vogelarten ist nach der Gebäudebegehung auszuschlie­

ßen. Durch die Baumaßnahme besteht jedoch die Gefahr, dass in den Alt­

bäumen befindliche Fortpflanzungs- und Ruhestätten von besonders ge­

schützten oder allgemein häufigen Vogelarten betroffen sind. An den Au­

ßen- und Fassadenbereichen der Wohnhäuser wurden potenzielle Ein­

schlupfbereiche und Spaltenverstecke erhoben. 

Im Rahmen des Rückbaus und der Errichtung des Vorhabens kann das Ein­

treten der Verbotstatbestände gemäß Paragraf 44 BNatSchG nicht ausge­

schlossen werden. Deshalb werden Regelungen zum Schutz der Fauna ge­

troffen. So wird für die allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 festge­

setzt, dass an den südwestlich und südöstlich orientierten Gebäudefassa­

den über dem 2. Obergeschoss und je angefangene 50 laufende Meter, 

Fassadenquartiere für Fledermäuse anzubringen sind. 

Weiterhin sind Brutkästen für den Haussperling in einer Aufhängungshöhe 

ab 2 Meter zu errichten. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sowie in dem 

mit Baufeld 1 gekennzeichneten Bereich des allgemeinen Wohngebietes 

WA 2 sind jeweils zwei Quartiere anzubringen. In den mit Baufeld 2 und 3 

gekennzeichneten Bereichen (WA 2) ist jeweils ein Quartier anzubringen. 

Die Brutkästen können an der Außenfassade angebracht oder alternativ als 

Niststein in die Fassade integriert werden. 

Des Weiteren werden Regelungen für die Errichtung von Fassadenquartie­

ren für den Mauersegler getroffen. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 so­

wie in dem mit Baufeld 1 gekennzeichneten Bereich des allgemeinen 
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Wohngebietes WA 2 sind jeweils ein Nistkasten mit drei Brutkammern oder 

alternativ drei Einzelnistkästen anzubringen. Außerdem soll in dem mit 

Baufeld 2 und mit Baufeld 3 gekennzeichneten Bereichen (WA 2) die An­

bringung von jeweils einem Nistkasten nachgewiesen werden. Die Mauer­

seglerkästen können alternativ an der Fassade angebracht oder in die Fas­

sade integriert werden. 

Im Ergebnis sind unter Berücksichtigung der im Gutachten dargestellten 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen keine Verbotstatbestände nach 

Paragraf 44 BNatSchG zu befürchten. 

Art und Anordnung der vorgenannten Quartiere sind im Baugenehmi­

gungsverfahren mit der Unteren Naturschutzbehörde, dem Garten-, Forst­

und Friedhofsamt der Landeshauptstadt Düsseldorf, abzustimmen. 

5.3 Boden 

a) Altablagerungen im Umfeld des Plangebiets

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich die Altablagerungen mit den Ka­

tasternumrriern 11.13, 11.39, 11.146 sowie die Altablagerung 11.40. Auf­

grund vorliegender Erkenntnisse aus dem Bodenluftmessprogramm der

Stadt Düsseldorf aus dem Jahr 1991 und der Verfüllmaterialien sind Aus­

wirkungen durch Gasmigration nicht zu befürchten.

b) Altablagerungen im Plangebiet

Die Altablagerung mit der Katasternummer AA 260 liegt im Plangebiet. Auf

der Altablagerung selbst liegen vor allem weite Teile des Kinderspielplat­

zes. Es handelt sich um eine kleinräumige Verfüllung mit einer Mächtigkeit

zwischen 1,6 und 6 Meter. Die Auffüllung besteht im Wesentlichen aus

schluffigen Sanden mit Beimengungen von Schotter, Schlacken und Por­

zellan. Die Bodenluft zeigte im Rahmen des Bodenluftmessprogramms der

Stadt Düsseidorf aus dem Jahr 1991 Auffälligkeiten an CKW (Chlorierte

Kohlenwasserstoffe). Diese waren damals auf eine Grundwasserverunrei­

nigung mit CKW, die unmittelbar östlich angrenzend an das Plangebiet lag

und die zwischenzeitlich saniert ist, zurückzuführen. Aktuell sind die CKW-
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Gehalte im Grundwasser unauffällig. Methan wurde in der Bodenluft nicht 

nachgewiesen. 

Spielplatz 

Auf dem Spielplatz wurden vom Gutachterbüro Althoff & Lang im Juni 2016 

im Bereich der Altablagerung Oberbodenproben bis in eine Tiefe von 0,35 

Meter gemäß den Vorgaben der Bundesbodenschutz-Verordnung 

(BBodSchV) genommen und hinsichtlich des Wirkungspfades Boden­

Mensch untersucht. Die Ergebnisse wurden im Gutachten „Abfalltechnische 

Deklaration von Bodenmassen und umwelthygienische Bewertung gemäß 

BBodSchV'' zusammengestellt. Demnach zeigen die Oberbodenproben bis 

zu einer Tiefe von 0,1 Meter keine Auffälligkeiten. 

Die unterlagernden Schichten zwischen 0,1-0,35 Meter zeigen jedoch für 

die Parameter Blei (449 Milligramm pro Kilogramm) und Cadmium (4,9 

Milligramm pro Kilogramm) eine Überschreitung der Prüfwerte gemäß 

BBodSchV für den Wirkungspfad Boden-Mensch für Kinderspielplätze. Die­

se Schichten liegen nach der BBodSchV noch in für Kinder erreichbaren 

Tiefen. Aufgrund der Überschreitungen der Prüfwerte für die Wirkungspfa­

de Boden-Mensch besteht für den Bereich des Spielplatzes Sanierungsbe­

darf. Der Bereich ist durch einen Austausch des vorhandenen Oberbodens 

und durch das Aufbringen einer entsprechend mächtigen Deckschicht, die 

den Vorsorgewerten der BBodSchV entspricht, zu sanieren. Beim· Anlegen 

von Spielflächen mit Grabemöglichkeiten (zum Beispiel Sandkasten) ist zur 

Unterbindung der Kontaktgefährdung dort zusätzlich eine geeignete Spa­

tensperre zu errichten. 

Bei den Untersuchungen nach BBodSchV hinsichtlich des Wirkungspfads 

Boden-Grundwasser wurde nicht das Sickerwasser sondern näherungswei­

se die Eluate von Bodenproben aus dem Grundwasserschwankungsbereich 

untersucht. Es wurden 2 Mischproben aus den 4 Sondierungen RKS 16 und 

17 sowie 18 und 20 aus dem Auffüllungsmaterial entnommen. Bei den Un­

tersuchungen waren Molybdän (93,8 und 116 Mikrogramm pro Liter), Fluo­

rid (990 Mikrogramm pro Liter) und Selen ( 46 Mikrogramm pro Liter) auf­

fällig. Bei den oben genannten Parametern werden die Prüfwerte für den 
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Wirkungspfad Boden-Grundwasser überschritten. Nachuntersuchungen 

durch das Büro Dr. Spörer & Dr. Hausmann im Juni bis August 2017 haben 

die vorgenannten Untersuchungsergebnisse bestätigt. 

Der minimale Grundwasserflurabstand liegt bei einer Geländeoberkante 

von circa 34,50 Meter über Normalnull (NN) und bei höchstem Grundwas­

serstand von 30,00 Meterüber NN (HGW 1988) im Plangebiet bei circa 4,5 

Meter. Mächtigkeiten in der Altablagerung von über 4,5 Meter wurden nur 

im östlichen Randbereich in den Rammkernsondierungen (RKS) 16, 17, 18 

und 20 - mit einem Maximalwert von 6,0 Meter in der RKS 16 - angespro­

chen. Eine Auswertung der Grundwasserstände im naheliegenden Pegel 

00654 an der Hansaallee (Beginn 1999) und im Pegel 00259 nördlich des 

Plangebiets (seit 1973) zeigt, dass nur ein kleiner Teilbereich der Altabla­

gerung im Plangebiet auf dem Spielplatz bei sehr hohen Grundwasserstän­

den im Grundwasserschwankungsbereich liegt. Daher ist eine Abdeckung 

der Auffüllungen im Rahmen der Oberbodensanierung mit bindigem Mate­

rial zur künftigen Verminderung einer Schadstoffverlagerung von den Auf­

füllungen ins Grundwasser gegenüber einer Sanierung durch vollständige 

Auskofferung der Altablagerung als Sicherungsmaßnahme im Sinne des 

Paragraf 7 BBodSchG zur Erfüllung der Vorsorgepflicht als verhältnismäßig 

zu bewerten. 

Geplante Baufelder 

Das geplante Baufeld 1 entlang der Hansaallee liegt zum großen Teil auf 

der Altablagerung. Die Auffüllungsmächtigkeiten reichen dort bis zu 4,1 

Meter Tiefe. Das Baufeld 4 entlang des Niederkasseler Lohweges zeigt 

überwiegend Auffüllungsmächtigkeiten bis zu 1,5 Meter Tiefe und liegt nur 

im Randbereich (hinter der Sportstraße 17) im Bereich der Altablagerung. 

Die Auffüllungsmächtigkeiten liegen dort bei circa 6,0 Meter. 

Die Oberböden im Bereich der geplanten Baufelder 1 und 4 wurden bis in 

die Tiefe von 0,35 Meter untersucht und zeigen keine Überschreitungen 

der Prüfwerte nach der BBodSchV für den Wirkungspfad Boden-Mensch. 

Die Auffüllungen im gesamten Plangebiet zeigen aufgrund der Beimengun­

gen (unter anderem Bauschutt, teilweise Schlacken) Auffälligkeiten unter 
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anderem bei den Schwermetallen und den PAK. Die unterlagernden Böden 

(teilweise Schluffe, teilweise Kies-Sande) hing_egen waren analytisch un­

auffällig. 

Im Bereich des Baufeldes 4 entlang des Niederkasseler Lohweges liegen 

die Mächtigkeiten der Auffüllungen nur bei circa 1,5 Meter. Dort und im 

Bereich des Baugebietes 1 entlang der Hansaallee werden die Auffüllungen 

zum überwiegenden Teil für die Errichtung der Tiefgaragen ausgehoben. 

Daher werden für die Baugebiete die notwendigen Regelungen zur Sicher­

stellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie zur Berücksichti­

gung der sonstigen Umweltbelange in den baurechtlichen Genehmigungs­

verfahren getroffen. Im Bebauungsplan erfolgt daher die Kennzeichnung 

der Altablagerung nach Paragraf 9 Absatz 5 Nummer 3 BauGB. 

c) Altstandorte im Plangebiet

Im Plangebiet liegt der Altstandort mit der Katasternummer 1.256 (Han­

saallee 268). Der gewerblich genutzte Bereich des Grundstücks ist bebaut 

und daher für weitere Untersuchungen derzeit nicht zugänglich. Im Rah­

men einer orientierenden Altlastenuntersuchung wurden unmittelbar an 

der Grundstücksgrenze zur Hansaallee 268 vier Sondierungen niederge­

bracht. Die Böden dort zeigen bis circa 1,6 Meter Tiefe Auffüllungen mit 

Beimengungen von Bauschutt, Ziegelbruch und Schlacken. Auffällig sind 

vor allem Blei (3.470 Milligramm pro Kilogramm), Zink (5.980 Milligramm 

pro Kilogramm) sowie die PAK (29,7 Milligramm pro Kilogramm). Orga­

noleptische Auffälligkeiten (Geruch, auffällige Bodenverfärbungen oder er­

kennbare Schadstoffphasen), die aus der gewerblichen Nutzung resultieren 

könnten, sind in diesen Sondierungen nicht festgestellt worden. 

Im Bereich des Altstandorts ist aktuell keine Neubebauung vorgesehen. 

Das Grundstück ist derzeit vollständig versiegelt. Im Rahmen weiterer 

Baumaßnahmen oder Umnutzungen sind dann weitergehende Untersu­

chungen durchzuführen. Die notwendigen Regelungen zur Sicherstellung 

gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie zur Berücksichtigung der 

sonstigen Umweltbelange werden dann in den baurechtlichen Geflehmi-
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gungsverfahren getroffen. Die Fläche wird gemäß Paragraf 9 (5) Satz 3 

BauGB gekennzeichnet. 

5.4 Wasser 

a) Grundwasser

Grundwasserstände 

Die höchsten bisher gemessenen Grundwasserstände liegen im Plangebiet 

bei 30,00 Meter über NN (HGW 1988). Der für 1926 für eine Phase bisher 

höchster Grundwasserstände in weiten Teilen des Stadtgebietes ermittelte 

Grundwasserstand liegt bei circa 32,00 Meter über NN. Aufgrund der 

Rheinnähe wird der Grundwasserstand maßgeblich vom Rheinpegel beein­

flusst. Eine systematische Auswertung der seit 1945 im Stadtgebiet ge­

messenen Grundwasserstände zeigt für das Plangebiet einen minimalen 

Grundwasserflurabstand von 3 bis 5 Meter. 

Grundwasserbeschaffenheit 

Die Grundwasserbeschaffenheit ist unauffällig. Das Plangebiet liegt nicht 

im Bereich einer großflächigen Grundwasserverunreinigung. 

b) Niederschlags- und Schmutzwasserbeseitigung

Die Pflicht zur ortsnahen Niederschlagswasserbeseitigung gemäß Paragraf

55 Absatz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit Paragraf 44

Absatz 1 Landeswassergesetz (LWG) besteht nicht, da das Plangebiet be­

reits kanaltechnisch erschlossen ist und nicht erstmals bebaut wird. Das

Plangebiet ist an die vorhandene Mischwasserkanalisation angeschlossen.

Aufgrund der geplanten und damit abflusswirksamen Nachverdichtung ist

davon auszugehen, dass im Zuge der Baugenehmigungsverfahrens Einleit­

beschränkungen für die Einleitung in das öffentliche Kanalnetz ausgespro­

chen werden müssen.

c) Oberflächengewässer

Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
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Das Plangebiet liegt im Einzugsbereich des Wasserwerks Lörick. Auf 

Grundlage der aktuellen, wasserrechtlichen Bewilligung wurde das erfor­

derliche Wasserschutzgebiet mit seinen einzelnen Schutzzonen ermittelt. 

Demnach liegt das Plangebiet in der weiteren Schutzzone (Zone III). Die 

Wasserschutzgebietsverordnung mit der Festsetzung des Wasserschutzge­

biets ist derzeit in Vorbereitung. Zur Sicherstellung der öffentlichen Was­

serversorgung sind bis zum Inkrafttreten der neuen Wasserschutzgebiets­

verordnung (WSG-VO) die Regelungen analog der bisherigen Wasser­

schutzgebietsverordnung zu beachten, weil andernfalls der mit der Fest­

setzung des Wasserschutzgebiets verfolgte Zweck gefährdet ist. 

e) Hochwasserbelange

Das Plangebiet liegt nicht in einem durch Verordnung vorläufig gesicherten 

oder festgesetzten oder zur Festsetzung vorgesehenen Überschwem­

mungsgebiet. 

Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewässern 

und Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser 

überschwemmt oder durchflossen oder die für die Hochwasserentlastung 

oder Rückhaltung benötigt werden. Durch Rechtsverordnung werden in­

nerhalb von Risikogebieten mindestens die Gebiete festgesetzt, bei denen 

statistisch einmal in 100 Jahren ein Hochwasserereignis (HQ100) zu erwar­

ten ist (Paragraf 76 Absätze 1 und 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)). 

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß den von der Bezirksregierung 

Düsseldorf erstellten Hochwassergefahrenkarten die Fläche des Bebau­

ungsplanes bei einem extremen Hochwasserereignis (HQextrem) am Rhein 

überflutet wird. Zuständige Behörde für das Überschwemmungsgebiet ist 

die Bezirksregierung Düsseldorf. Die Hochwassergefahrenkarten für die 

festgesetzten Überschwemmungsgebiete (HQ100) sowie die Hochwasserri­

sikogebiete (HQextrem) für das Teileinzugsgebiet „Rheingraben-Nord" kön­

nen online beim „Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver­

braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen" (MKULNV) eingesehen 

werden unter: https://www.flussgebiete.nrw.de/node/6290 (Abfrage: Ja-
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nuar 2019). 

Insbesondere Gebiete, die durch ein extremes Hochwasserereignis durch 

Überflutung beeinträchtigt werden, werden als sogenannte Risikogebiete 

bezeichnet. Sie liegen außerhalb von festgesetzten oder vorläufig gesicher­

ten Überschwemmungsgebieten (HQ 100 ). In den Risikogebieten ergeben 

sich gemäß Paragraf 78b Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erweiterte Anfor­

derungen an den Hochwasserschutz, diese betreffen den Schutz von Leben 

und Gesundheit sowie die Vermeidung erheblicher Sachschäden, die Be­

rücksichtigung finden sollen. Jede Person, die durch Hochwasser betroffen 

sein kann, ist zudem gemäß Paragraf 5 Absatz 2 WHG im Rahmen des ihr 

Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen 

zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen sowie zur Schadensminde­

rung zu treffen. Insbesondere die Nutzung von Grundstücken ist dabei den 

möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte anzu­

passen. 

Das Bebauungsplangebiet würde aufgrund seiner Lage im Hochwasserrisi­

kogebiet bei dem Eintritt eines HQextrem Ereignisses mit einer Tiefe von bis 

zu 2 Meter überflutet werden. Sollte es zu einem solchen Ereignis kom­

men, ist mit erheblichen Sachschäden im Plangebiet zu rechnen. Zudem ist 

eine Gefahr für Leben und Gesundheit nicht auszuschließen. 

Extreme Hochwasserereignisse treten allerdings nicht vollkommen unvor­

hersehbar auf. Katastrophenfälle mit diesem Ausmaß sind in ihrer Entwick­

lung bis zu einem gewissen Grad absehbar, so dass die Möglichkeit be­

steht, die Öffentlichkeit zu warnen sowie sich als Einwohner selbstständig 

zu informieren. Informationen, wie man sich selbst bei anbahnendem 

Hochwasser schützen kann, sind beispielsweise auf der Homepage der 

Feuerwehr der Landeshauptstadt Düsseldorf zu finden unter:_https:// 

www.duesseldorf.de/feuerwehr/abteilungen/gefahren-abwehr-und­

rettungsdienst/bevoelkerungsschutz-und-veranstaltungen/katastro phen­

schutz.html (Abfrage Januar 2019). Dieser Hinweis dient der Information 

über mögliche Hochwassergefahren und vor zu erwartendem Hochwasser 

der Betroffenen in diesem Gebiet. Im Bebauungsplan erfolgt eine entspre-
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chende Nachrichtliche Übernahme. 

Luft 

a) Lufthygiene

Nach derzeitigem Kenntnisstand werden die maßgeblichen Grenzwerte der 

39. Bundesimmissionsverordnung (39. BimSchV) für Feinstaub und Stick­

stoffdioxid entlang der Hansaallee deutlich eingehalten. Durch das Fehlen 

maßgeblicher Emittenten im Plangebiet selbst ist davon auszugehen, dass 

im Plangebiet Werte im Bereich des städtischen Hintergrundniveaus anzu­

treffen sind. Mit vorgelegter Planung wird sich die lufthygienische Situation 

entlang der Hansaallee insofern etwas verschlechtern, als dass die künfti­

gen baulichen Strukturen einen stärker konzentrierenden Effekt haben 

werden. Grenzwertüberschreitungen der 39. BimSchV für Feinstaub und 

Stickstoffdioxid werden jedoch nach wie vor auszuschließen sein. Ein luft­

hygienisches Gutachten mittels MISKAM ist daher nicht erforderlich. 

Es ist vorgesehen, dass das Plangebiet Platz für rund 160 Tiefgaragenstell­

plätze vorhalten wird. Diese werden - nach derzeitigem Planungsstand -

auf drei Tiefgaragen aufgeteilt. Grenzwertüberschreitungen der 39. Bim­

SchV für Feinstaub und Stickstoffdioxid an qen Rampen und Lüftungs­

schächten sind nicht auszuschließen. Im Bebauungsplan wird geregelt, 

dass die Tiefgaragen über Dach zu entlüften sind. 

b) Umweltfreundliche Mobilität

Die Landeshauptstadt Düsseldorf entwickelt seit 2014 ein aus rund 700 

Einzelmaßnahmen bestehendes stadtweites Radhauptnetz. Dieses soll un­

ter der Prämisse der Erhöhung der Radverkehrssicherheit insbesondere für 

den Alltagsverkehr genutzt werden. Es ist dementsprechend auf eine 

größtmögliche Steigerung der Radverkehrsmengen ausgelegt. Innerhalb 

der Stadt sollen Hauptverbindungswege für Radfahrer entstehen, die die­

sen eine einfache und gute Orientierung im gesamten Stadtgebiet ermögli­

chen. Das Plangebiet ist bereits an das Radhauptnetz angeschlossen. 

Um die Nutzung des Fahrrads für den Alltag weiter zu fördern, sollten bei 

der Gestaltung der Außenbereiche auch entsprechende Abstellmöglichkei-
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ten ( ebenerdig, überdacht) Berücksichtigung finden. Die Verpflichtung, 

beim Neubau von Wohn- und Geschäftsgebäuden sowie weiteren Anlagen, 

ausreichende Abstellplätze für Fahrräder bereitzustellen, ergibt sich aus 

Paragraf 51 BauO NRW in der derzeit gültigen Fassung. Die Umsetzung er­

folgt im Baugenehmigungsverfahren. 

Zur Vermeidung von Autofahrten sind unter dem Stichwort „Stadt der kur­

zen Wege" die günstige Lage des Plangebiets im Stadtteil Lörick und die 

gute Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr zu berücksichti­

gen. Südlich des Plangebiets verläuft die Strecke der U-Bahnlinien U74 und 

U76 mit der Haltestelle „Lohweg". Diese Linien fahren in Richtung Düssel­

dorf Hauptbahnhof, Meerbusch und Krefeld Hauptbahnhof. Zusätzlich ver­

kehren die Buslinien 828 und 863 über den Niederkasseler Lohweg mit den 

Haltestellen „Loh weg" und „Sportstraße". Diese Linien fahren in Richtung 

Düsseldorf-Derendorf und Oberkassel. 

5.6 Klima 

a) Globalklima/ Energie

Zum Schutz des Globalklimas tragen vor allem die Verringerung von 

Treibhausgasemissionen durch Einsparung von fossil erzeugter Energie o­

der der Einsatz regenerativer Energieträger bei. Hierzu zählen unter ande­

rem Maßnahmen an Gebäuden und die Vermeidung von Kfz-Verkehr. Dem 

Einsatz regenerativer Energieträger kommt eine zunehmende Bedeutung 

zu. Die im folgenden aufgeführten planerischen Grundsätze sollten be­

rücksichtigt werden, um den zukünftigen zusätzlichen Energiebedarf und 

den damit einhergehenden Kohlenstoffdioxid-Ausstoß zu minimieren: 

Eine über die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) hin­

ausgehende Wärmedämmung der Gebäudehülle ist aus energetischer Sicht 

empfehlenswert und im Sinne einer Gesamtkostenrechnung in der Regel 

auch wirtschaftlich. In Bereichen, in denen aus Gründen des Lärmschutzes 

eine mechanische Belüftung von Wohn- und Arbeitsräumen festgesetzt 

wird, sollte Passivhaus-Bauweise in Betracht gezogen werden. 
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Zur Erzeugung von Wärmeenergie sind möglichst effiziente Technologien 

wie die Kraft-Wärme-(Kälte-)Kopplung einzusetzen, zum Beispiel durch 

Nutzung von Fernwärme - eine Fernwärmeleitung liegt auf der dem Plan­

gebiet gegenüber liegenden Seite der Hansaallee in den Heinrich-Heine­

Gärten. Sollte die Nutzung von Kraft-Wärme-(Kälte-) Kopplung nicht wirt­

schaftlich darstellbar sein, sind alternativ regenerative Energieträger wie 

die Sonne über die Mindestvorgaben des Gesetzes zur Förderung Erneuer­

barer Energien im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, 

EEWärmeG) hinaus zu verwenden. Flächen, für die eine Dachbegrünung 

festgesetzt wurden, können gleichzeitig für die Erzeugung von Solarener­

gie genutzt werden. 

b) Stadtklima

Ausga ngsituation

Die stadtklimatische Hinweiskarte der Landeshauptstadt Düsseldorf (2012)

weist das Plangebiet als Lastraum mit überwiegend mittlerer bis lockerer

Bebauung aus. Die Planungshinweiskarte empfiehlt hier insbesondere, die

günstigen Bebauungsstrukturen zu erhalten. Östlich schließt sich der Last­

raum der verdichteten Bebauung an. Der Lastraum wird im Übrigen um­

schlossen durch den städtischen Grünzug entlang des Rheins. Etwa 1.200

Meter vom Plangebiet entfernt liegt das Deichvorland mit ausgedehnten

Grünlandflächen. Diese Freiflächen haben eine große Bedeutung für die

Kaltluftproduktion und gute Durchlüftungsverhältnisse.

Innerhalb des Plangebiets übernehmen die vorhandenen Grünflächen und 

der Baumbestand kleinklimatische Ausgleichswirkungen. 

Planung 

Die Festsetzung der Wohnbaufläche entspricht im Wesentlichen den Emp­

fehlungen der stadtklimatischen Planungshinweiskarte und wird im Sinne 

der Bevorzugung der Innenentwicklung aus klimatischer Sicht begrüßt. 

Durch die Festsetzung einer offenen Blockstruktur kann die Durchlüftungs­

situation verbessert werden. Weiterhin sollten sämtliche Möglichkeiten, die 

sich günstig auf die klimatische Situation des künftigen Wohngebietes 
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auswirken, ausgeschöpft werden. Dazu sind folgende Maßnahmen entspre­

chend Paragraf 9 Absatz 1 Nummer 25 BauGB textlich festgesetzt worden: 

Alle Flachdächer und flach geneigten Dächer ( < 15 Grad) oberhalb des 

obersten Geschosses sind dauerhaft mindestens extensiv zu begrünen. 

Die zusätzliche Nutzung von Solaranlagen auf diesen Dächern wird 

empfohlen. Hinweis: Eine Kombination von Dachbegrünung und Solar­

anlagen schließt sich nicht aus. Insbesondere im Fall von Photovoltaik­

anlagen steigert eine Dachbegrünung durch seine kühlende Wirkung die 

Leistungsfähigkeit von Photovoltaik-Modulen (Silizium-Zellen) und trägt 

somit zur Energieeffizienz bei. 

Die nicht überbauten und nicht der Erschließung dienenden Grund­

stücksflächen sind mit einer strukturreichen Mischvegetation zu begrü­

nen. 

Baumpflanzungen und Erhaltungsfestsetzungen 

Begrünung von Tiefgaragen und unterirdischen Gebäudeteilen 

c) Klimaanpassung

Infolge des Klimawandels sind geänderte Bedingungen, insbesondere häu­

figere und länger andauernde Hitzeperioden mit höheren Temperaturen 

und häufigere und intensivere Starkregenereignisse zu berücksichtigen. 

Durch diese Klimaveränderungen werden insbesondere innerstädtische 

Gebiete mit hoher Bebauungsdichte und hohem Versiegelungsgrad zusätz­

lich durch Hitze und Starkregen belastet. Durch die geplante Nachverdich­

tung wird sich die thermische Belastung im Plangebiet erhöhen. Daher 

sollten im Rahmen der neuen Planung Maßnahmen berücksichtigt werden, 

die die thermische Aufheizung im Plangebiet möglichst gering halten, zum 

Beispiel durch Verringerung der Wärmeabstrahlung von Oberflächen (Be­

schattung versiegelter Flächen, Verwendung von Materialen mit hohen Al­

bedowerten, Bepflanzung von Dächern und nicht überbauter Flächen). Im 

Hinblick auf zunehmende Starkregenereignisse unterstützen Maßnahmen 

zur Reduzierung und Verzögerung des Spitzenabflusses durch Retention 

des Niederschlagswassers und ortsnahe Verdunstung (zum Beispiel Dach­

begrünungen und Grünflächen mit Speicherpotenzial) die Klimaanpassung. 
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Urbane Sturzfluten 

Bei Neubau- und Erschließungsmaßnahmen im gesamten Stadtgebiet 

spielt der Überflutungsschutz vor urbanen Sturzfluten eine immer größere 

Rolle. Das Klimaanpassungskonzept der Landeshauptstadt Düsseldorf 

(KAKDUS) wurde im Dezember 2017 durch den Rat der Stadt beschlossen 

und veröffentlicht. Zu KAKDUS gehören entsprechende Kartenwerke. Eine 

dieser Karten gibt Hinweise zu Gefährdungen durch Sturzfluten. Für das 

vorliegende Plangebiet trifft eine solche Betroffenheit zu. Es ist hier nicht 

auszuschließen, dass bei Extremregenereignissen hohe Wasserstände er­

reicht werden können, was bei der weiteren Planung zwingend zu berück­

sichtigen ist. 

Um die Entstehung und die Auswirkungen von Sturzfluten minimieren zu 

können, sind folgende Kriterien zu berücksichtigen: 

Begrenzung der Versiegelung (z.B. Platzgestaltung durch Grünflächen, 

Ausbildung von Gründächern) 

Gestaltung von abflusssensiblem Gelände (z.B. Geländeneigung vom 

Gebäude weg, Ausbildung von Notwasserwegen, Bereitstellung von 

Retentionsräumen) 

Anpassung der Gebäudearchitektur (z.B. Gebäudeöffnungen, wie 

Zufahrten Tiefgarage, Eingänge, Bodenfenster, außerhalb von Gelände 

senken und von Geländeneigung abgewandt) 

Dadurch sind bei der Planung insbesondere zu berücksichtigen: 

die topografischen Gegebenheiten und Abflüsse außerhalb des 

Plangebiets 

mögliche Zuflüsse von angrenzenden Gebieten 

Fließwege innerhalb des Plangebiets 

natürliche Überflutungsgebiete 

Festsetzungen der Gelände- und Straßenausbauhöhen: Hierbei ist zu 

beachten, dass das Gelände im Plangebiet mindestens auf das Niveau 

der umliegenden Straßen angehoben werden soll. 
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Im Einzelfall sollte geprüft werden, inwieweit überflutungsgefährdete 

Bereiche von Bebauungen freigehalten werden können. 

Die Gestaltung des Geländes sollte sich an den überflutungsgefährdeten 

Bereichen orientieren (z. B. Modellierung Spielplatzfläche im Gelände­

tiefpunkt als Multifunktionale Fläche). 

Für besonders gefährdete Bereiche sollten frühzeitig entsprechende 

Schutzmaßnahmen getroffen werden. Hierzu zählen insbesondere: Türöff­

nungen und bodentiefe Fenster, Treppenabgänge in den Untergeschossen, 

Kellerfenster, Lichtschächte, Tiefgaragenzu- und -ausfahrten, gegebenen­

falls muss das Gelände insgesamt oder in Teilen angehoben werden. 

5. 7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Im Plangebiet sind keine Bau- und Bodendenkmäler bekannt, Informatio­

nen zu sonstigen Sachgütern liegen nicht vor. Die aufstehenden Gebäude 

stellen Sachgüter dar, die im Zuge der Entwicklung in Teilen abgerissen 

werden um Neubauten nach heutigen technischen Standards errichten zu 

können. 

6. Soziale Maßnahmen Paragraf 180 BauGB

Soziale Maßnahmen sind nicht erforderlich. Die bestehenden Mietverhält­

nisse unterliegen überwiegend keiner öffentlichen Bindung. Wohngebäude

mit Mietverhältnissen, die den Förderbedingungen des öffentlich geförder­

ten Wohnungsbaus unterliegen, befinden sich im Eigentum der städtischen

Wohnungsbaugesellschaft (SWD). Arbeitsplätze sind von der Planung ak­

tuell nicht betroffen.

7. Bodenordnende Maßnahmen

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich.
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8. Kosten für die Gemeinde, städtebaulicher Vertrag

Für die Stadt sind mit der Planung keine Kosten verbunden. Mit den

Grundstückseigentümern soll ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen

werden, der Regelungen zur Kostenübernahme enthält.

9. Verwendete· Gutachten

Verkehrslärm: Peutz Consult: Schalltechnische Untersuchung zum Be­

bauungsplan Nummer 04/007 Hansaallee Niederkasseler Lohweg in Düs­

seldorf, 23.05.2017 

Grünordnung: Friedrich Wittmann Landschaftsarchitekten: Grünord­

nungsplan zum Bebauungsplan 04/007 Hansaallee - Niederkasseler 

Lohweg Landeshauptstadt Düsseldorf, Stadtbezirk 4, Stadtteil Heerdt, 

13.07.2017 

Artenschutz: Raskin Umweltplanung und Umweltberatung GbR: Arten­

schutzfachliche Stellungnahme zur Artenschutzvorprüfung (ASP 1), 

23.02.2015 

Artenschutz: Raskin Umweltplanung und Umweltberatung GbR: Ergän­

zende Gebäudebegehung bezüglich Vorkommen planungsrelevanter Ar­

ten zum Bauvorhaben „Hansaallee" in Düsseldorf, 28.02.2018 

Altlasten: Althoff & Lang GbR: Abfalltechnische Deklaration von Boden­

massen und umwelthygienische Bewertung gemäß BBodSchV, 

08.06.2016 

Altlasten: Büro Dr. Spörer & Dr. Hausmann: Wirkungspfad bezogene Ge­

fährdungsabschätzung Juni - August 2017 im B-Plan-Verfahren Han­

saallee Niederkasseler Lohweg Düsseldorf, August 2017 

Zum Basch!uss des Rates 

der Landeshauptstadt 
Düsseldorf vom Ce;'. 02. 2020 

6"!/12-·3 - 04- /00 � 

D�jssefdorf, 26. ö2. 202.C> 
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